
DAS MAGAZIN DER HANS-BÖCKLER-STIFTUNG

www.magazin-mitbestimmung.de  |  Nr. 1  |  Februar 2025

Solidarität Regierungswechsel
Was Betriebsräte erwartenWie eine Belegschaft Jobs rettet

Zum 150. Geburtstag von Hans Böckler: Mit allen wird’s gut

Wir wollen Bürger
statt Bittsteller sein



Das I.M.U. ist ein Institut
der Hans-Böckler-Stiftung

ONLINE-SEMINARE

Sustainable Finance
Welche aktuellen Entwicklungen sind 
relevant für Aufsichtsräte?
26. Februar 2025, online, 10 –12 Uhr
 
Nachhaltigkeitsberichterstattung nach 
CSRD kompakt
Wer/Wie/Wann/Was/Wo?
5. März 2025, online, 10 –12 Uhr

Künstliche Intelligenz mitbestimmen
Welche Rolle hat die Arbeitnehmer- 
vertretung bei Einführung von KI?
12. März 2025, online, 10 –12 Uhr
 

Finanzinvestoren
Welche neuen Entwicklungen gibt es  
in der Investorenlandschaft?
26. März 2025, online, 10 –12 Uhr

Nachhaltiges Personalmanagement
Erweiterungsansätze der Perspektiven  
der Unternehmensführung
10. April 2025, online, 10 –12 Uhr

ANMELDUNG UND WEITERE INFORMATIONEN:
Anmeldung zu den Seminaren und ausführliche Informationen unter
www.mitbestimmung.de/ar-seminare 
Es fallen keine Gebühren und Übernachtungskosten an. 
Lediglich die Fahrtkosten sind selbst zu tragen.

GESAMTPROGRAMM: 
Sebastian Sick, Stefanie Ummelmann, Telefon: 02 11/77 78-310

Böckler Spotlight
Online-Kompaktreihe 
Unter diesem Format finden kurze Onlineseminare mit einzelnen Schlaglichtern statt.

Spotlight-Seminare in den nächsten Wochen:
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Claudia Bogedan,
Geschäftsführerin

geschaeftsfuehrung@boeckler.de

Mein Lesetipp:
„Arbeit im Vierjahrestakt“ –  
die Sicht der Beschäftigten 
(Seite 44ff.)

I
m Wahlkampf haben wir erlebt, wie auch in Deutschland 
Milliardäre, Neoliberale und Anti-Demokraten nach der  
politischen Macht streben. Sie greifen unsere sozialen  

Rechte an und sehen in unserer Mitbestimmung eine Schwäche. 
Am 26. Februar 2025 wäre Hans Böckler 150 Jahre alt  

geworden. Er und seine Weggefährt*innen haben die Schrecken 
der NS-Diktatur erlebt. Ihre Überzeugung: Der Schlüssel dafür,  
zukünftig solche Gräuel zu verhindern, liegt in der Demokra- 
tisierung der Wirtschafts- und Arbeitswelt. Mit der Forschung  
der Hans-Böckler-Stiftung können wir das heute sogar belegen. 

Wo Menschen Fairness und Gerechtigkeit am Arbeitsplatz  
erfahren, entsteht auch das nötige Vertrauen in die demokra
tischen Institutionen. Mitbestimmung im Betrieb und in den  
Aufsichtsräten sind kein Selbstzweck, sondern eine unverzicht
bare Grundlage, um auch zukünftig wirtschaftliches Wohl
ergehen und sozialen Frieden zu sichern. 

Herzlich grüßt Eure/Ihre
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IN DIESER AUSGABE …

TITELTHEMA: 150 JAHRE HANS BÖCKLER

10	 „Gewerkschaften haben eine starke Vision“ 

	� Claudia Bogedan und Christina Schildmann über Hans Böckler

 16 	 Mit allen wird’s gut 
	 Das Wichtigste über die Kampagne zum Böckler-Jahr.  

	 Von Martin Kaluza und Andreas Schulte

18	 Realist und Visionär
	� Böcklers Ideen zwischen Neubeginn und Realpolitik. Von Anne Sudrow  

22	 „Das Zeichnen ist der kleinere Teil der Arbeit“
	 Comic-Zeichner Matthias Lehmann erklärt, wie ein Comic entsteht.

23	� Hans Böckler – Arbeiter, Gewerkschafter, Idealist
	� Eine Graphic Novel. Von Matthias Lehmann16

44

ARBEIT UND MITBESTIMMUNG

34	 Schikane, Sabotage, Skandale
	 Wie Arbeitgeber Betriebsratsgründungen behindern.  
	 Von Andreas Schulte

37	 Praxistipp 
	 Mitbestimmte Digitalisierung bei Merck. Von Fabienne Melzer

38	 „Künstliche Intelligenz ohne Regeln wäre natürliche 	
	 Dummheit“
	 Eine Vereinbarung schützt bei der Provinzial Holding vor Kontrolle.   
	 Von Maren Knödl

 40 	 Solidarisch Jobs gerettet 
	 Bei GSK Biologicals verzichtete die Belegschaft zu Gunsten aller.  
	 Von Martin Kaluza

42	 Immer im Gespräch bleiben 
�	 Odysseus Chatzidis, Aufsichtsrat bei der Telekom. Von Fabienne Melzer

POLITIK UND GESELLSCHAFT

 44 	 Arbeit im Vierjahrestakt 
	� Was sich Beschäftigte von der nächsten Regierung wünschen.  

Von Fabienne Melzer und Andreas Schulte

40
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56 BUCH Rezensionen, Tipps & Debatten

59 �DAS POLITISCHE LIED Billie Holiday: Strange Fruit 

60 DIGITAL Links, Apps & Blogs

KOMPAKT

6 NACHRICHTEN

8 CHECK Die Zahlen hinter der Zahl

9 PRO & CONTRA Ein Thema, zwei Meinungen 

RUBRIKEN

3	 EDITORIAL

62 FUNDSTÜCK

64 LESERFORUM

65 IMPRESSUM/VORSCHAU

 66  MEIN ARBEITSPLATZ 

AUS DER STIFTUNG

48 RADAR Böckler-Institute, Böckler-Projekte, Meldungen

50 WIR — DIE STIFTUNG Demokratisierung der Wirtschaft

IMMER IM HEFT …

66

WAS 
SONST NOCH 

GESCHAH

GIBRAIL HEINSCHKE ist Richter am Hamburger Sozialgericht und 

schätzt seine Unabhängigkeit.

Nichts für Kinder
Die Person auf dem Foto ist nicht mein 
Vater. Aber mit so einer Karre hat er in 
den Ferien in einer Ziegelei im ostwest
fälischen Hündersen gearbeitet, um 
eigenes Geld zu verdienen. Er war 13 
Jahre alt, als er die Karre mit Ziegeln von 
der Lehmpresse zum Trockengestell bug-
sierte. Die Arbeit war viel zu schwer für 
ein Kind: Die feuchten Ziegel waren 
schwer, er musste beim Laden Balance 
halten und im Takt mit den Älteren blei-
ben. Dafür zahlte der Ziegelmeister den 
gleichen Lohn wie den Erwachsenen. 

Hans Böckler war auch 13 Jahre alt, 
als er eine Lehre begann, um zum Fami-
lieneinkommen beizutragen. Er lernte 
das Goldschlagen, ein uraltes Handwerk, 
das mit Muskelkraft, mit Tausenden do-
sierter Schläge Goldstücke zu Blattgold 
macht. Der Comic-Zeichner Matthias 
Lehmann hat diese Szene – und andere 
aus Böcklers Leben – für unser Magazin 
nachempfunden. Sie werden sie  beim 
Lesen entdecken. 

Mit Lehm, mit Gold – in vielen Län-
dern arbeiten Kinder immer noch recht-
los und schutzlos. Sie erinnern uns dar-
an, dass es Grenzen des  Zugriffs auf 
menschliche Arbeitskraft geben muss. 
Dafür hat Hans Böcker gekämpft. 
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KAY MEINERS ist 
Redakteur des Magazins 
Mitbestimmung. 
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54 EVENTS Termine, die sich lohnen

55 �ZUR SACHE Ernesto Klengel zu Meinungsfreiheit
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651 Milliarden Euro werden benötigt, um das deutsche Strom-
netz bis 2045 fit zu machen. Bis dahin wird die Dekarbonisie-
rung der Wirtschaft den Bedarf an erneuerbaren Energien er-
höhen. Zudem wird durch die Elektrifizierung von Verkehr 
und Industrie mehr Strom fließen. Die Investitionen für das 
Stromnetz müssen demnach von 15 Milliarden Euro 2023 auf 
jährlich 34 Milliarden Euro steigen. Dies haben Wissenschaft-
ler der Universität Mannheim und des Instituts für Makroöko-
nomie und Konjunkturforschung der Hans-Böckler-Stiftung 
errechnet. Sie stützen sich auf Erfahrungen von Netzbetreibern 
und die Ausbauziele des Netzentwicklungsplans. 
IMK Study 97, Dezember 2024   

Mehr investieren

STROMNETZAUSBAU II 

Quelle: IMK Study 98,Januar 2025

Breite Front gegen Amazon  
"Ohne uns wird nichts geliefert!" Im kanadischen Quebec protestieren 
Amazon-Beschäftigte, weil der Versandhändler 1700 Beschäftigte vor 
die Tür setzt. Mit lokalen Dienstleistern sei man günstiger unterwegs, 
heißt es. Doch die Schließung der Lager erfolgt ausgerechnet, kurz 
nachdem Beschäftigte sich dort gewerkschaftlich organisiert haben. 

Ein Sturm der Entrüstung fegt nun über Amazon hinweg. Politiker 
aus Regierung und Opposition stellen sich öffentlich gegen das Vor-
gehen. Der Gewerkschaftsbund CSN spricht von einer gezielten Kam-
pagne gegen die Gewerkschaft und die Beschäftigten. CSN will die 
Rechtmäßigkeit der Entlassungen prüfen. 

STROMNETZAUSBAU I 

Mit Staatsgeld am günstigsten  

Um so viel würden die Netzentgelte durch den Leitungsausbau stei-
gen, je nach Herkunft des Kapitals  

öffentliches 
Kapital

eigene Mittel 
der Netzbetreiber

7,5
Cent/kWh

privates 
Kapital

3,0
Cent/kWh

1,7
Cent/kWh
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EINE FRAGE, TALAT KHONSOR

Welche Chancen  
sehen Sie in Syrien?

TALAT KHONSOR floh 2015 nach 
Deutschland und absolvierte 
einen Master in Engineering 
Physics/Erneuerbare Energien. 
Er ist Promotionsstipendiat der 
Hans-Böckler-Stiftung.

Das ist sehr schwer zu sagen, be-
sonders weil das Land von einer 
Übergangsregierung geführt 
wird. Sehr positiv ist, dass es 
nach mehr als 60 Jahren brutaler 
Herrschaft der Familie al-Assad 
kaum Racheaktionen gibt. 

Vor allem überwiegt noch 
die Begeisterung darüber, dass 
al-Assad gestürzt wurde. Er und 
seine Unterstützer haben mehr 
als eine Million Menschen ge-
tötet, darunter auch meinen 
jüngeren Bruder. Hunderttau-
sende wurden unter unzumut-
baren Bedingungen in Gefan-
genschaft gehalten, ich selbst 
musste fliehen. Ich bin sehr 
dankbar, was Deutschland für 
mich getan hat, zugleich spüre 
ich große Verantwortung für 
meine Heimat. Jetzt, wo das 
Assad-Regime weg ist, würde 
ich beiden Ländern gern etwas 
zurückgeben, etwa indem ich 
eine deutsch-syrische For-
schungskooperation zu Solar-
energie aufbaue. 
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Wachstum

verzeichnet der Natio-
nale Wohlfahrtsindex 

(NWI) des Jahres 2023. 
Die Kennzahl erfasst 

ökologische und soziale 
Aspekte. Wohlfahrts-
steigernd sind etwa 

Ausgaben für Bildung. 
Wohlfahrtsmindernd  

indes wirken sich etwa 
Kriminalität oder Ein-
kommensungleichheit 

aus. Für den Anstieg im 
Jahr 2023 seien vor  

allem gesunkene Um-
weltkosten ursächlich, 

die wiederum auf einem 
rückläufigen Energiever-
brauch beruhen. Dahin-

ter stecken nicht nur 
positive Trends, sondern 

auch die schwache 
wirtschaftliche Entwick-

lung, die gleichzeitig 
Jobs bedroht.   

3 %

Institut für Makroökonomie und 
Konjunkturforschung der 
Hans-Böckler-Stiftung:  

IMK Study 96, Dezember 2024  

WISSEN SIE …

... dass fast jeder vierte 
junge Mensch seine  
Ausbildung abbricht?  
Im Jahr 2005 lag die 
Abbruchquote bei 
neun Prozent. 2020 
betrug sie mehr als 
24 Prozent. Dies hat  
das Institut für Arbeits-
markt- und Berufs
forschung ermittelt.  
Die Quoten unterschei-
den sich regional stark.  
Der höchsten Rate von  
42,5 Prozent in Pirma-
sens in Rheinland-Pfalz 
steht die niedrigste im 
bayerischen Eichstätt 
mit 11,3 Prozent gegen-
über. 

Quelle: IAB, 2025

GdP erwartet weniger Gewalt 

URTEIL  

Die Gewerkschaft der Polizei (GdP) begrüßt den Entscheid des 
Bundesverfassungsgerichts zur Übernahme von Polizeikosten 
durch Fußballklubs. Andreas Rinnert, Landesvorsitzender der 
GdP im Saarland, nennt das Urteil wegweisend. Demnach 
fließt nicht nur Geld in Millionenhöhe in die Polizeikasse, die 
GdP erhofft sich auch weniger Gewalt um die Stadien. „Wenn 
Vereine die Kosten für Polizeieinsätze mittragen müssen, haben 
sie ein größeres Interesse an friedlichen Fans“, sagt Rinnert.

Laut dem Urteil darf die Polizei ihren Mehraufwand für 
sogenannte Hochrisikospiele geltend machen. Erstmals hatte 
das Land Bremen 2015 der Deutschen Fußball Liga (DFL) als 
Veranstalter eine Rechnung über 425.000 Euro für einen Poli-
zeieinsatz gestellt. Die DFL hielt dies für rechtswidrig. 

In seinem Schlussplädoyer hat der Generalanwalt am Europä-
ischen Gerichtshof (EuGH) die Europäische Mindestlohnricht-
linie für nicht mit EU-Recht vereinbar erklärt. Für Thorsten 
Schulten, Leiter des Tarifarchivs am Wirtschafts- und Sozial-
wissenschaftlichen Institut ist das nicht unbedingt das Ende 
der Richtlinie. Zwar folge der EuGH häufig den Schlussanträ-
gen des Generalanwalts, aber eben nicht immer. Die Argumen-
te des Generalanwalts seien keineswegs eindeutig und zahlrei-
che Gutachten seien zu gegenteiligen Ergebnissen gekommen. 

Auch ändere das Gutachten am Rechtsstatus nichts. Die 
Mitgliedstaaten seien weiter verpflichtet, die Richtlinie umzu-
setzen.Geklagt hatte Dänemark, unterstützt von Schweden. Die 
Regelung berühre die Tarifautonomie der Mitgliedsländer. 

Noch nicht das letzte Wort

EU-MINDESTLOHNRICHTLINIE 
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Fußballvereine sollen für Polizeieinsätze zahlen.
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CHECK DIE ZAHLEN HINTER DER ZAHL

Schub für die Kaufkraft 
LÖHNE Die Tariflöhne sind im vergangenen Jahr deutlich gestiegen. Zugleich ging die Inflation zurück.  
Daraus ergab sich am Jahresende für 2024 ein Plus beim Reallohn von 3,2 Prozent.

Nachholeffekt

Nominale und reale Entwicklung der Tariflöhne in Prozent, Jahre 2014 bis 2024

Große Unterschiede je nach Branche
 
Nominale Erhöhung der Tariflöhne in ausgewählten Branchen in Prozent, Jahr 2024

Energiewirtschaft

Einzelhandel

Eisen- und Stahlindustrie

Süßwarenindustrie

Metall- und Elektroindustrie

Gesamtwirtschaft

Bauhauptgewerbe

Landwirtschaft

Gastgewerbe

Chemische Industrie

Öffentlicher Dienst (Bund und Gemeinden)

Gebäudereinigerhandwerk

Banken

10,8
10,1

8,9
6,0

5,5
5,4

5,3
5,2

4,5
3,9

3,6
3,2

2,2 Quelle: WSI-Tarifarchiv
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2016 2017 201820152014 2019 2020 2021 2022 2023 2024

2,1 2,2
1,9

0,9
1,2

1,51,5

–1,4

–3,9

–0,4

3,2

2,7

5,5 5,4

2,7
3,1

2,4 2,4
2,93,0

2,0
1,7

 Nominal       Real



PRO & CONTRA  EIN THEMA, ZWEI MEINUNGEN

Der hohe Krankenstand ist besorg-
niserregend. Die öffentlich debattier-
ten Vorschläge gehen aber am Pro

blem vorbei. So forderte Allianz-Chef Oliver Bäte, am ersten 
Krankheitstag kein Gehalt mehr zu zahlen. Missbrauch wird 
dies kaum verhindern. Stattdessen würden alle ehrlichen Be-
schäftigten bei jeder Krankschreibung etwa fünf Prozent ihres 
Monatsgehalts verlieren. Mehr als ein Viertel der Bevölkerung 
hat keine Rücklagen oder sogar Schulden. 

Viele würden deshalb krank zur Arbeit gehen. Dies kann zu 
längeren Krankheitsverläufen führen. In der Folge könnte die 
Zahl der Krankheitstage sogar wachsen und der Vorschlag zum 
wirtschaftlichen Bumerang für Unternehmen werden. Zudem 
würden Beschäftigte mit einem hohen Ansteckungsrisiko, etwa 
im Krankenhaus oder in Kitas, noch größeren Gefahren ausge-
setzt. Benachteiligt würden auch chronisch Kranke wie Men-
schen mit Rheuma oder Migräne. Der bürokratische Aufwand 
in den Personalverwaltungen würde steigen, weil sie ständig 
Abrechnungen korrigieren müssten.

Der Vorschlag ist ungerecht und ändert an den eigentlichen 
Ursachen für den hohen Krankenstand nichts. Anstatt über die 
Einschränkung hart erkämpfter Rechte nachzudenken, sollten 
sich Vorstände lieber fragen, ob es einen Zusammenhang zwi-
schen modernen Managementmethoden und dem Anstieg psy-
chischer Erkrankungen gibt – und wie Arbeit aussieht, die nicht 
krank macht. 

Brauchen wir 
unbezahlte Krankheitstage? 

CARL-JULIUS CRONENBERG ist Sprecher für Mittelstand und Frei-
handel der FDP-Bundestagsfraktion und Geschäftsführer des 
sauerländischen Familienunternehmens JCS Sophienhammer.
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NEIN.

 Und Ihre Meinung? Was halten Sie davon? Schreiben Sie an redaktion@boeckler.de

LAURENS BRANDT ist Wissenschaftlicher Referent für Arbeits-
recht am Hugo Sinzheimer Institut für Arbeits- und Sozial-
recht (HSI). 

Die Zahl der Krankentage in Deutschland läuft 
aus dem Ruder. Seit 2007 steigt sie kontinuier-
lich an und hat sich mittlerweile verdoppelt. 

Insbesondere in Bereichen, wo Arbeitsplätze sicher sind, etwa 
im öffentlichen Dienst, ist der Anstieg besorgniserregend hoch. 
Unter der krankheitsbedingten Abwesenheit leiden besonders 
die Kolleginnen und Kollegen und werden nicht selten ebenfalls 
krank – ein Teufelskreis, in dem sich die steigenden Krankheits-
quoten selbst verstärken. In der Folge hat Deutschland heute 
deutlich mehr Krankentage als viele unserer europäischen Nach-
barn. Dieser Zustand ist gerade in der aktuellen Krise volkswirt-
schaftlich nicht länger haltbar. Gegen jede weitere Schwächung 
der Wettbewerbsfähigkeit muss jetzt politisch gehandelt werden.

Die gesetzlichen Rahmenbedingungen nehmen die Beschäf-
tigten im Krankheitsfall vollständig aus der Verantwortung. Da 
die Arbeitgeber sechs Wochen Lohnfortzahlung leisten müssen, 
tragen die Beschäftigten kein Risiko eines Einkommensverlustes. 
Das schafft Fehlanreize, die es zu korrigieren gilt. Wenn ein 
Arbeitnehmer innerhalb der ersten drei Krankheitstage kein 
Attest vorlegt, sollte der Arbeitgeber für diesen Zeitraum auch 
nicht zu einer Lohnfortzahlung verpflichtet sein. Lohnfortzah-
lung nur bei Attest – diese Regelung ist in vielen europäischen 
Ländern Standard, denn natürlich muss derjenige, der arbeitet, 
mehr verdienen als derjenige, der nicht arbeitet. Alles andere 
schafft Fehlanreize, wäre ein Verstoß gegen die Leistungsgerech-
tigkeit und eine Bestrafung von Pflichtbewusstsein. 

JA. 
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Wo ist Ihnen der Name Hans Böckler zum ersten 
Mal begegnet?
CLAUDIA BOGEDAN: Im Studium, als ich die WSI-
Mitteilungen las. Es hat ein bisschen gedauert, bis 
ich verstanden habe, dass das Wirtschafts- und 
Sozialwissenschaftliche Institut, das diese Zeit-
schrift herausgibt, Teil der Hans-Böckler-Stiftung 
ist. Zu der Zeit, 1999, bin ich auch in die Gewerk-
schaft eingetreten.
CHRISTINA SCHILDMANN: Bei mir war es genauso. Ich 
hatte nichts von Böckler gehört, bis ich in Kon-
takt mit der Stiftung kam. Böckler ist nicht in der 
Ikonen-Vitrine der Deutschen gelandet wie Wil-
ly Brandt oder Konrad Adenauer, sondern weit-

POLITIK Claudia Bogedan, Geschäftsführerin der Hans-Böckler-Stiftung, und  
Christina Schildmann, Leiterin der Forschungsförderung und Strategie „Arbeit  
der Zukunft“, über Hans Böcklers Vermächtnis und die Aktualität seiner Ideen

Das Gespräch führten Fabienne Melzer und Kay Meiners – Fotos Stephan Pramme

„Gewerkschaften haben 
eine starke Vision  
von einer Zukunft“ 

gehend unbekannt. Ganz zu Unrecht! Denn im 
Grunde hat er die soziale Marktwirtschaft erfun-
den, nicht Ludwig Erhard. 

Wieso?
CHRISTINA SCHILDMANN: Es ist maßgeblich ihm zu 
verdanken, dass es auch demokratisch zugeht.

Hans Böckler starb zwei Jahre nach Gründung 
der Bundesrepublik, seine Lebensrealität ist weit 
weg von uns. Was verbindet uns mit ihm?
CLAUDIA BOGEDAN: Mit Böckler sind die Grundla-
gen für unsere gesamte Wirtschafts- und Gesell-
schaftsordnung gelegt worden. Er hat die 

Mit der Mitbestimmung sind wir gut durch die 
Finanz- und Coronakrise gekommen. Das alles 
sind gute Gründe, das Modell gegen jene zu 
verteidigen, die es sturmreif schießen wollen.“

CLAUDIA BOGEDAN, Geschäftsführerin der Hans-Böckler-Stiftung
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Sozialpartnerschaft mitbegründet. Nach den 
Gräueln der NS-Zeit bestand er darauf, dass der 
parlamentarischen Demokratie eine Demokratie 
in der Wirtschaft zur Seite gestellt werden muss, 
damit eben diese Demokratie stabil bleiben kann. 
Heute wissen wir, dass er recht hatte. Wir können 
diesen Zusammenhang statistisch signifikant 
nachweisen. Doch unsere Demokratie ist in Ge-
fahr – schauen wir nur auf den neuen US-Präsi-
denten oder auf die Politik in Deutschland.  
CHRISTINA SCHILDMANN: Bei der Amtseinführung 
von Donald Trump saß hinter ihm in einer Rei-
he die Tech-Elite – reiche und mächtige Männer 
wie Jeff Bezos, Mark Zuckerberg, Elon Musk. Das 
Bild ging um die Welt und signalisierte: Jetzt 
haben wir das Sagen, und wir teilen diese Macht 
mit niemandem. Nicht mit den Beschäftigten, 
nicht mit Frauen, nicht mit Umweltorganisatio-

nen. Hans Böckler steht für das Gegenteil, wenn 
er sagt: „Die Demokratie darf nicht vor den 
Werkstoren haltmachen. Bürger, nicht Unterta-
nen wollen wir sein.“

Hans Böckler hat die Diktatur erlebt und suchte 
nach einem Modell, das eine Wiederholung 
unmöglich machte.
CHRISTINA SCHILDMANN: Er musste in der Nazizeit 
untertauchen, wurde mehrfach verhaftet und hat 
im Untergrund sein Leben riskiert. Das prägte 
ihn. Er hat nach dem Krieg einen Satz gesagt, der 
heute nachhallt: „Ein politisch freier Mensch, ein 
Wirtschaftsbürger, wie wir ihn schaffen wollen, 
wird niemals Konzentrationslager und Unfrei-
heit dulden, darum sind wir Gewerkschaften stets 
zukunftsfreudig.“ 
CLAUDIA BOGEDAN: Hans Böckler war überzeugt, 
dass die Spaltung der Arbeiterbewegung dazu 
beigetragen hat, dass die Nazis die Macht ergrei-
fen konnten. Er vertrat das Prinzip der Einheits-
gewerkschaft. Es ging darum, sich nicht ausein-
anderdividieren zu lassen. Diese Einigkeit, dieser 
Zusammenhalt ist der Punkt, an dem wir als 
Hans-Böckler-Stiftung in diesem Jahr ansetzen 
wollen.

Was hat die Stiftung zu seinem Geburtstag 
geplant? 
CLAUDIA BOGEDAN: Es gibt kein dickes Buch, keinen 
Festakt mit bekannten Persönlichkeiten. Böck-
lers Ideen sollen im Mittelpunkt stehen, nicht 
die Person. Wir wollen insbesondere jüngere 
Leute erreichen. Unser Motto dafür lautet: „Mit 
allen wird’s gut.“ Das bedeutet: Man kann über 
Interessensgegensätze und unterschiedliche 
Wertehaltungen diskutieren, aber es geht darum, 
im Respekt vor den Positionen anderer auf der 
Basis guter Argumente zu guten Lösungen zu 
kommen und Kompromisse zu schließen. 
CHRISTINA SCHILDMANN: Das Schönste, das wir für 
das Böckler-Jahr gemacht haben, ist ein Kurzfilm 
in Spielfilmqualität. Er spielt hauptsächlich in 
der Dienstlimousine von Bundeskanzler Konrad 
Adenauer, wo er und Hans Böckler über die pari-
tätische Mitbestimmung streiten. Adenauer 

CHRISTINA SCHILDMANN, Leiterin der Abteilung 
Forschungsförderung

Im Grunde hat 
Hans Böckler die 
soziale Marktwirt-
schaft erfunden, 
nicht Ludwig  
Erhard.“
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will die volle Parität im Aufsichtsrat nicht, 
aber Böckler macht ihm klar, dass es darunter 
nicht geht, und droht mit Massenkündigungen 
der Bergleute. Der Kompromiss, den sie finden, 
macht die Tür auf für die Unternehmensmitbe-
stimmung, wie wir sie heute haben. Ein echter 
Gamechanger für das Verhältnis von Kapital und 
Arbeit. 
CLAUDIA BOGEDAN: Die Kündigungsdrohung ist his-
torisch belegt. Mehr als 100 000 Menschen waren 
bereit, ihren Job aufzugeben für die Montanmit-
bestimmung. Das war ein klares Signal. Zugleich 
aber respektierten und achteten sich Adenauer und 
Böckler, es gab eine gewisse Form von Redlichkeit. 
Das ist auch die Botschaft des Films. Wir hoffen, 
dass er in Schulen eingesetzt wird, an Universitäten 
und so weiter. Die Idee, für die Hans Böckler steht 

– die Idee, mitreden und mitbestimmen zu können 
–, ist hochaktuell, weil sie die Demokratie stabilisiert 
und weil viele Menschen erleben, dass es am Ar-
beitsplatz immer noch viel Willkür gibt und dass 
ihnen selbst gesetzlich geschützte Rechte vorent-
halten werden wie das Recht, einen Betriebsrat zu 
gründen.

Ein Slogan heißt auch „Solidarität statt 
Egoismus“.
CLAUDIA BOGEDAN: Bei den Bauernprotesten haben 
wir erlebt, wie eine Teilgruppe glaubt, für sich das 
Meiste rausholen zu müssen. Wenn wir solidarisch 
unterwegs sind, könnte es dagegen eine Lösung 
geben, die für alle gut ist. Das heißt, man muss die 
Interessen im Zweifel nicht gegeneinander aus-
spielen, sondern man kann mehrere Ziele gleich-
zeitig erreichen – ökologische und soziale.

Hans Böckler hat auch das Ringen um Stabilität 
in der Weimarer Republik und das Aufkommen 
radikaler Kräfte in der Krise erlebt. Droht wieder 
eine solche Krise? 
CHRISTINA SCHILDMANN: Wenn eine Partei wie die 
AfD bei Umfragen bei über 20 Prozent liegt, 
wenn wir sehen, wie die Rechtspopulisten und 
Rechtsextremen die Schmerzen der Transforma-
tion bewirtschaften und in Zorn ummünzen, 
dann sind wir mitten in der Krise. 

In der Lausitz sollte mit dem Kohlekompromiss 
die Transformation gestaltet werden. Trotzdem 
wählen dort inzwischen viele AfD. Was sind die 
Ursachen?
CLAUDIA BOGEDAN: Weil in der Region das Wort 
nicht gehalten worden ist. Es wird doch perma-
nent an dem Kohlekompromiss rumdiskutiert. 
So verspielt Politik Vertrauen.

Wie kann man in einer zunehmend individuali-
sierten Gesellschaft wieder mehr Solidarität und 
Gemeinsinn schaffen?
CLAUDIA BOGEDAN: Das kann am Arbeitsplatz ge-
lingen, denn er ist immer noch der zentrale Ort, 
an dem Menschen zusammenkommen – schich-
ten- und generationenübergreifend. Deshalb 
muss er auch ein demokratischer Ort sein. Doch 
ohne Mitbestimmung und Betriebsrat gibt es 
keine Betriebsversammlung. Dann gibt es auch 
keinen Ort, wo Auszubildende und Beschäftigte 
kurz vor der Rente, das Management und die 
Belegschaft ihre Interessen gemeinsam diskutie-
ren. Mit der Mitbestimmung sind wir gut durch 
die Finanzkrise oder die Coronakrise gekommen. 
Das alles sind doch Gründe, das Modell gegen 
jene zu verteidigen, die es sturmreif schießen 
wollen.

Schon die Verteidigung des Status quo ist 
schwierig. Dabei gab es bei den Gewerkschaften 
früher viel weiter reichende Vorstellungen von 
einer Neuordnung der Wirtschaft – bis hin zur 
Überwindung des Kapitalismus. Was ist von 
diesen Visionen noch lebendig?  
CLAUDIA BOGEDAN: Es müssen in der Tat viele Ab-
wehrkämpfe geführt werden. Aber zugleich ha-
ben die Gewerkschaften auch eine starke Vision 
von einer Zukunft, in der wir weniger Ressour-
cen verbrauchen und den Wohlstand gerechter 
verteilen als heute. Ob das schon die Überwin-
dung des Kapitalismus ist, sei dahingestellt.
CHRISTINA SCHILDMANN: Die Forderungen nach 
Verstaatlichung waren ein gutes Druckmittel, um 
überhaupt etwas zu erreichen. Die Kompromisse, 
die herausgekommen sind, haben sich bewährt. 
Aber eine Frage ist für mich immer noch aktuell: 
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Wo muss der Staat aktiv werden, und was gehört 
tatsächlich in privatwirtschaftliche Hand?

Gehört zur Zukunftsvision auch mehr Demo-
kratie? 
CLAUDIA BOGEDAN: Definitiv. Die Anforderungen an 
eine modernisierte Betriebsverfassung liegen mit 
dem Entwurf von DGB und Hans-Böckler-Stif-
tung seit vier Jahren auf dem Tisch. Die Ampel-
Koalition hätte diese Vorschläge gut aufgreifen 
können, wenn der politische Wille von allen da 
gewesen wäre. 

Es ist aber nichts passiert. 
CLAUDIA BOGEDAN: Wir wissen genau, wer die trei-
bende Kraft tatsächlich war, die das unterbunden 
hat. Die saß bestimmt nicht im Arbeitsministe-
rium.

Wie demokratisch ist unsere Gesellschaft  
wirklich? 
CLAUDIA BOGEDAN: Ob ich mich an Demokratie 
beteiligen kann, hängt von meinen Ressourcen, 
meinen finanziellen Mitteln und meinen Zugän-
gen zu Information und Bildung ab. Und diese 
Zugänge und Ressourcen sind sehr ungleich 
verteilt. Demokratie fängt für mich damit an – 
mit einer besseren Verteilung des Wohlstandes 
und des Vermögens insgesamt. Die soziale und 
die demokratische Frage gehören zusammen.

Was bedeutet das für die Arbeit der Stiftung?
CHRISTINA SCHILDMANN: Aus der Sicht der For-
schungsförderung bedeutet das, dass wir alles, 
was wir tun, aus der Perspektive der Beschäftigten 
betrachten und dass wir uns für echte Gleichheit 
und echte demokratische Beteiligung einsetzen. 
Es geht darum, die Beschäftigtenseite mit Wissen 
zu stärken, das sie braucht, um ihre Position ver-
handeln zu können. 
CLAUDIA BOGEDAN: Das gilt in gleicher Weise für 
alle Abteilungen und Institute unserer Stiftung. 
Das leitet sich aus der Satzung ab, wonach die 
Förderung der Mitbestimmung in Wirtschaft 
und Gesellschaft unser Auftrag ist. Die Studien-
förderung ermöglicht Bildungszugänge unab-

Die Demokratie darf 
nicht vor den Werkstoren 
Halt machen. Bürger, 
nicht Untertanen wollen 
wir sein.“

HANS BÖCKLER, DGB-Vorsitzender von 1949 bis 1951

hängig vom Geldbeutel der Eltern. Etwa drei 
Viertel der jungen Menschen, die wir fördern, 
kommen aus nichtakademischen Familien. Bil-
dung bleibt der Schlüssel für alle weitere Teilha-
be an gesellschaftlichen Prozessen, und deshalb 
ist das natürlich eine ganz wichtige Vorausset-
zung, die wir da schaffen.

Wie attraktiv ist es, sich im Betriebsrat oder 
Aufsichtsrat zu engagieren? 
CLAUDIA BOGEDAN: Wir haben Gemeinschaftsräu-
me verloren. Wir sehen in unserer Forschung, 
dass es in der Coronapandemie begann. Wichtig 
ist, dass wir lernen, auszuhalten, dass jemand an-
derer Meinung ist. Das braucht wirklich physi-
schen Raum. Wenn alles in irgendwelche Filter-
blasen verlegt wird, wenn die Leute Konversation 
mit einem imaginären Social-Media- Publikum 
halten, dann sind sie nicht mehr im Austausch. 
Die Arbeit im Aufsichtsrat oder Betriebsrat ist 
dagegen ganz handfest: Wer dieses Magazin liest, 
der weiß, dass man dabei tolle Erlebnisse haben 
und wirklich etwas bewegen kann. Seien wir „zu-
kunftsfreudig“ – um mit einem Wort Böcklers 
zu schließen. 
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Mit allen 
wird’s gut

W
enn Menschen Fairness und Gerechtigkeit am 
Arbeitsplatz erleben, entsteht Vertrauen in die 
demokratischen Institutionen. Doch einige Rei-
che stellen dieses Ziel derzeit offen infrage. Do-

nald Trump, Elon Musk und andere Neoliberale sehen in 
sozialen Rechten und Mitbestimmung eine Schwäche. Sie 
wollen allein entscheiden können. Sie wollen Menschen 
willkürlich kündigen, schlecht bezahlen und ihrer Mitbe-
stimmungsrechte berauben. Aber niemand braucht eine 
Basta-Politik. Gefragt sind hingegen Lösungen statt Egois-
mus für ein soziales Land. Wir brauchen Dialog auf Augen-
höhe, Vielfalt und Bereitschaft zum Kompromiss.

Hans Böckler, dessen Geburtstag sich 2025 zum 150. Mal 
jährt, war sich dessen nach den Erlebnissen während der 
NS-Diktatur nur zu bewusst. Und er war überzeugt, dass 
Mitbestimmung in Betrieben und Aufsichtsräten die poli-
tische Demokratie stärkt. Die Forschung der Hans-Böckler-
Stiftung belegt heute: Er hatte Recht.

„Mit allen wird’s gut!“, lautet das Motto des Hans-
Böckler-Jahrs. Es verdeutlicht: Mehr Mitbestimmung festigt 
die Demokratie, weniger gefährdet sie substanziell. Der 
Slogan und zugehörige Motive werden Veranstaltungen 
der Hans-Böckler-Stiftung optisch und inhaltlich kenn-
zeichnen.  Motive für Plakate, Banner und 

Aufsteller tragen die Kernaussa-
gen der Kampagne nach außen. 

Neugierde 
statt Dogma.
Wir forschen 
und hinterfragen.
Lösungen statt Egoismus 
für ein soziales Land.

BÖCKLER-JAHR

Von Martin Kaluza und Andreas Schulte
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Böckler im Film: Konrad Adenauer  
(Werner Braunschädel, l.) und  
Hans Böckler (Reiner Wagner) einigten  
sich 1951 auf die paritätische Mit
bestimmung für die Montanindustrie. 
Der Film „Hans Böckler – Ein Leben für  
Demokratie und Mitbestimmung“ skizziert 
die Verhandlungen.    

Böckler unterwegs: ein praktischer 
Beutel zum Beispiel für die wichtigs-
ten Unterlagen zu Demokratie und 
Mitbestimmung. 

„Mit allen wird’s gut!”: Dieser 
Slogan findet sich auf allen 
Kampagnen-Medien wieder.
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WÜRDIGUNG Der Sinn für das Machbare zeichnete Hans Böckler aus.
Was er wollte, ging jedoch weit über das Erreichte hinaus. 

Gedanken zum 150. Geburtstag

Realist und
 Visionär 

Von Anne Sudrow, Historikerin mit einem Forschungsschwerpunkt in der Geschichte 
alternativer Wirtschaftsformen und selbstverwalteter Betriebe im 20. Jahrhundert
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D
ie Auseinandersetzungen um Gute Arbeit, 
Mitbestimmung und Teilhabe an den 
Erträgen ihrer Produktion bestimmen 
heute ebenso wie früher die Agenda der 

Gewerkschaften. Der Lebensstandard und die 
Rechtsposition der Beschäftigten konnten in der 
Bundesrepublik in einer Weise verbessert werden, 
die früheren Generationen kaum vorstellbar er-
schienen wäre. Doch wäre auch noch mehr mög-
lich? Eine Wirtschaftsordnung, die,  wie das Staats-
wesen, ebenfalls demokratisch verfasst wäre? 
Zweimal in seinem Leben geriet Hans Böckler, 
der 1949 zum Vorsitzenden des Deutschen Ge-
werkschaftsbundes (DGB) gewählt wurde, in eine 
Situation, in der es schien, als sei das Ende des 
Kapitalismus zum Greifen nah, und als sei eine 
völlig neue, gerechtere und humanere Wirt-
schaftsordnung möglich.

Der erste Zeitpunkt war Ende des Ersten 
Weltkriegs, 1918, als das Kaiserreich von der No-
vemberrevolution hinweggefegt wurde. Zum 
zweiten Mal trat diese Situation nach dem Zu-
sammenbruch des NS-Regimes 1945 ein, als 
Deutschland nach dem selbst verursachten, blu-
tigsten Krieg der Menschheitsgeschichte in 
Trümmern lag. Beide Male schien Böckler eine 
Demokratisierung der Wirtschaft als dringend 
notwendige Ergänzung, ja als Voraussetzung für 
politische Teilhabe und Mitbestimmung der Be-
schäftigten als Bürgerinnen und Bürger in einem 
republikanischen Staat. Ziel war, eine lebensfä-
hige Demokratie in Deutschland zu schaffen, mit 
besseren Lebensverhältnissen und mit verbrief-
ten Rechten für alle. 

Knapp eine Woche nach Abschaffung der 
Monarchie und der Ausrufung der Republik in 
Berlin kam es 1918 zu einer wegweisenden Ver-
einbarung zwischen Unternehmern und Gewerk-
schaften, dem Stinnes-Legien-Abkommen. Be-
reits in den letzten Kriegsmonaten verhandelten 
führende Gewerkschaftsvertreter – ohne Auftrag 
der gewerkschaftlichen Basis – mit einigen Groß-
unternehmern über Möglichkeiten der Siche-
rung der politischen und wirtschaftlichen Stabi-
lität nach Beendigung des Krieges. Dabei 
erreichten die Gewerkschaftsführer einige histo-

risch zu nennende Zugeständnisse der Unterneh-
mer. Mit dem Abkommen wurden die Gewerk-
schaften erstmals in ihrer Geschichte reichsweit 
von den Arbeitgebern als gleichberechtigte Ver-
handlungspartner anerkannt. Zur Verstetigung 
der Zusammenarbeit wurde im Abkommen eine 

„Zentralarbeitsgemeinschaft“ (ZAG) eingerichtet. 
Diese sollte als eine Art Wirtschaftsparlament mit 
Entscheidungen in wirtschaftlichen und sozialen 
Fragen fungieren. Hans Böckler wurde 1919 zum 
Sekretär der ZAG berufen. Radikalere Arbeiter-
führer sahen in der engen Zusammenarbeit frei-
lich die Gefahr einer Zurückdrängung weiterge-
hender Forderungen nach einer Demokratisierung 
der Gesellschaft und der Wirtschaft, namentlich 
der nach der „Sozialisierung“ von Betrieben und 
ganzen Industriezweigen und der dauerhaften 
Einführung eines Rätesystems. Dem Sozialdemo-
kraten Böckler jedoch erschienen die Anerken-
nung der Tariffähigkeit der Gewerkschaften 
durch die Unternehmer und die Möglichkeit, 
künftig in einem Staat zu leben, der die Funktion 
der Gewerkschaften verfassungsmäßig sicherte, 
als wertvolle Errungenschaften. Der Spontaneität 
der Arbeiterräte misstraute er.

I
n der Rückschau erscheint die ZAG be-
deutsam, sie zerbrach allerdings schon 
im Jahr 1924. Die revolutionäre soziale 
Bewegung der Weimarer Republik schei-

terte, obwohl sie bis heute als die größte Massen-
bewegung in der deutschen Geschichte gilt. 
Stattdessen ließ die Revolution, die das Kaiser-
reich beendete, die politischen Strukturen und 
gesellschaftlichen Machtverhältnisse im Wesent-
lichen unangetastet. Der Kampf um die Demo-
kratisierung der Industrie musste also rückbli-
ckend als ein Fehlschlag betrachtet werden. All 
dies mobilisierte vor allem die Gegner der De-
mokratie zu einem gnadenlosen Kampf gegen 
die Republik, dem diese 1933 schließlich erlag. 
Mit guten Gründen ist daher die Auffassung 
vertreten worden, dass nach 1918/19 mehr De-
mokratie nötig und möglich war, um die Grund-
steine für eine soziale Republik zu legen. Gleich-
zeitig mit diesen Entwicklungen aber 

Böckler erschien 
die Anerkennung 
von Gewerkschaf-
ten durch die Un-
ternehmer und den 
Staat als wertvolle 
Errungenschaft.  

Nach dem Ersten Weltkrieg  
vertriebene Flüchtlingsfamilie aus 
Westpreußen in einer Güterwagen-
wohnung (1920)
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hatte Ende der 1920er Jahre eine innerge-
werkschaftliche Diskussion um ein neues, radi-
kaleres Konzept von „Wirtschaftsdemokratie“ 
begonnen. Dabei gingen die Vorschläge zu einer 
Demokratisierung der Wirtschaft nicht nur von 
den Beschäftigten in den Betrieben, sondern 
auch von Konsumentinnen und Konsumenten 
aus, die die Wirtschaft nach ihren Bedürfnissen 
mit- und umgestalten wollten. Sie tauchten in 
der bürgerlichen Wirtschaftstheorie sonst gar 
nicht als Akteure der Wirtschaft auf, bildeten 
aber in den Konsumgenossenschaften einen 
mächtigen Teil der Arbeiterbewegung, der be-
reits selbstbewusst die eigene Rolle für den Pro-
duktionsprozess und für eine Demokratisierung 
des Konsums reflektierte und alternative Wirt-
schaftsformen praktizierte. Es ging in diesen 
Diskussionen um die Überwindung des Kapita-
lismus, flankiert durch eine breite Mitbestim-
mung der Beschäftigten, ihre Teilhabe am Bil-
dungssystem und an der politischen und 
wirtschaftlichen Macht. Argumentiert wurde, 
dass eine rein systemimmanente Argumentation 
und Denkweise, wie bisher, nicht zur wirklichen 
Bewältigung der anstehenden Probleme führen 
konnte. Stattdessen versprach gerade der Blick 
über den Kapitalismus hinaus neue und gangba-
re Lösungsansätze für die Zukunft.

A
n die alten Konzepte von Wirtschafts
demokratie versuchten die Gewerkschaf-
ten während des Wiederaufbaus nach 
1945 anzuknüpfen. Es herrschte – nicht 

nur auf Seiten der Arbeiterbewegung – weitge-
hend die Überzeugung vor, dass Kapitalismus und 
Nationalsozialismus ebenso eng zusammenhin-
gen wie Kapitalismus und Krieg. Hans Böckler 
formulierte es im Januar 1946 so: „Das bisherige 
Wirtschaftssystem hat vollkommen versagt und 
uns in das tiefste Elend gebracht. Wir müssen da-
her darauf bedacht sein, andere Formen der Wirt-
schaft zu finden.“ Allerdings bestimmten nach 
dem Krieg weder der Staat noch die Verbände 
über das Schicksal des Landes, sondern überwie-
gend die vier Besatzungsmächte. Doch auch jetzt 

war ein zentrales Argument, die Demokratisie-
rung der Wirtschaft sei notwendig, um die politi-
sche Demokratie dauerhaft zu sichern und einen 
erneuten Rückfall in autoritäre Verhältnisse zu 
verhindern. 

Böckler dachte, wie schon in der Weimarer 
Republik, zentralistisch. Im Unterschied zu da-
mals stand den Gewerkschaften diesmal kein 
starker Staat zur Seite. Umso mehr mussten die 
Gewerkschaften nun selbst für eine Durchset-
zung der Demokratie kämpfen. Für Böckler 
stand fest, dass die nahezu unumschränkte 
Macht, über die die Unternehmensleitungen 
bislang verfügt hatten, nachhaltig eingeschränkt 
werden musste. Er war überzeugt, es gelte, das 
autoritäre, später nationalsozialistische Führer-
prinzip in Gesellschaft und Wirtschaft, „in dem 
die einen befehlen und die anderen gehorchen“, 
endlich zu überwinden. Betriebsräte hatten sich 
in den Unternehmen bereits überall gebildet, 
arbeiteten allerdings ohne verbindliche Rechts-
grundlage. Dies lag vor allem an den westlichen 
Besatzungsmächten. 

In Böcklers Wirkungsbereich – er war poli-
tisch und gewerkschaftlich in Köln tätig und dort 
seit 1945 außerdem Mitglied des Ausschusses, der 
die Gründung einer deutschen Einheitsgewerk-
schaft vorbereiten sollte – war die britische Mili-
tärregierung zuständig. Am 23. Januar 1946 wur-
de ein Gesetz über die Arbeitnehmervertretungen 
in den Betrieben in der britischen Zone verab-
schiedet. Es orientierte sich am Betriebsrätegesetz 
von 1920 und räumte den Betriebsräten kein 
wirtschaftliches Mitbestimmungsrecht ein. Groß-
britannien verhinderte zunächst auch die Bil-
dung einer zentralen Gewerkschaftsorganisation 
und die Bildung einer Einheitsgewerkschaft.

E
rst im April 1947 gründete sich in der 
britischen Zone der Deutsche Gewerk-
schaftsbund, dessen Vorsitzender Böckler 
wurde. Dagegen konnten die Arbeitgeber 

bereits früher ungehindert die Organisation ihrer 
Interessen verfolgen. Im Lauf des Jahres 1946 
bildeten sich Arbeitgeberverbände, die getrennt 

Nach 1945 wollten 
die Gewerkschaf-
ten an die Idee der 
Wirtschaftsdemo-
kratie anknüpfen.

Propagandawagen des Allgemeinen 
Deutschen Gewerkschaftsbundes 
(ADGB) in Berlin (1926) 
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von den Wirtschaftsverbänden die sozialpoliti-
schen Interessen der Unternehmer wahrnahmen. 
Schon damit war eine wichtige Voraussetzung 
für eine umfassende gesellschaftliche Neuord-
nung, wie sie von den Gewerkschaften angestrebt 
wurde, nicht mehr gegeben. Denn mit einer An-
erkennung von „Arbeitgeberverbänden“, die 
Böckler bis zuletzt verhindern wollte, wurde für 
ihn der Weg zurück in die alten Verhältnisse 
leidiger Interessenskämpfe beschritten, die man 
doch überwinden wollte.

D
er DGB stand damit nach Auffassung 
Böcklers an einem Wendepunkt. Von der 
Form der künftigen Wirtschaftsverfas-
sung der Bizone hing nach Böcklers Mei-

nung ab, ob die Gewerkschaften in Zukunft eine 
„Wirtschaftsorganisation“ oder eine „Kampforga-
nisation“ sein müssten: Wenn es in Deutschland 
zu einer „Gemeinwirtschaft“ komme, seien die 
Gewerkschaften eine von mehreren Wirtschafts-
organisationen; im Fall einer künftigen „Privat-
wirtschaft“ würden die Gewerkschaften gezwun-
gen, zur Kampforganisation für die Arbeitenden 

Wirtschaftliche 
und politische 
Demokratie, Mit
bestimmung und 
die Stabilität der 
republikanischen 
Staatsform hängen 
zusammen.

Warteschlange im kriegszerstörten Hamburg (1946)

zu werden. Böckler befürchtete, dass der im Juni 
1947 verkündete Marshallplan der US-Militär
regierung die amerikanischen Hilfsgelder nur 
unter der Bedingung gewähren könnte, dass wei-
tere Schritte zur Sozialisierung der Grundstoff-
industrien in den Westzonen unterblieben. Seine 
Befürchtungen sollten sich wieder bewahrheiten. 

Eine Neuordnung der Wirtschaft war auf 
dem Weg der freiwilligen Verständigung mit den 
Unternehmern schon Anfang 1948 nicht mehr 
möglich. Seinen Anspruch auf eine umfassende 
Umgestaltung der Wirtschaft wollte der DGB 
zunächst nicht aufgeben. Doch musste er in den 
Jahrzehnten seit Hans Böcklers Tod von immer 
weiteren Grundsätzen Abstand nehmen. 

H
ans Böckler hat stets auf die Anerken-
nung der Gewerkschaften durch den 
Staat und die Arbeitgeber gesetzt; seine 
Politik legte den Schwerpunkt darauf, 

durch verbriefte, institutionell abgesicherte Rech-
te die Lebens- und Arbeitsverhältnisse der Arbei-
tenden zu verbessern. Marktwirtschaft, parlamen-
tarische Demokratie und Mitbestimmung 
wurden zu den Grundpfeilern der Nachkriegs-
gesellschaft – und sind es bis heute. Gleichzeitig 
ist die 1951 erkämpfte Montanmitbestimmung 
mit paritätisch besetzten Aufsichtsräten, die mit 
dem Namen Hans Böcklers verbunden ist, bis 
heute das weitreichendste Mitbestimmungsmo-
dell geblieben. Die privatwirtschaftliche Wirt-
schaftsverfassung der Bundesrepublik wird kaum 
noch grundsätzlich infrage gestellt. Und doch 
ist – in historischer Perspektive – ein Zusammen-
hang von wirtschaftlicher und politischer Demo-
kratie, von sozialer Gerechtigkeit, Mitbestim-
mung der Arbeitenden in allen wirtschaftlichen 
Entscheidungsprozessen und der Stabilität der 
republikanischen Staatsform nicht von der Hand 
zu weisen. Wäre der 150. Geburtstag von Hans 
Böckler in dieser wirtschaftlich und politischen 
Krisenzeit nicht ein Anlass, mehr Demokratie zu 
wagen und in der Gesellschaft über gangbare 
wirtschaftliche Alternativen jenseits kapitalisti-
scher Strukturen nachzudenken?  
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MATTHIAS LEHMANN

Der Comic-Zeichner und 
Illustrator hat an der Hoch-
schule für Bildende Künste 
Dresden studiert. Neben 
der Graphic Novel „Parallel“ 
hat Lehmann Kinderbücher, 
Onlineprojekte und einen 
Kunst-Comic über den fran-
zösischen Impressionisten 
Claude Monet realisiert. 
Geboren wurde Lehmann 
1983 in Dresden, heute  
lebt er mit seiner  
Familie in Leipzig.

�

Unser Comic
Der Böckler-Comic wird 
auch als Sonderdruck im 
gleichen Umfang wie im 
Magazin erscheinen. Vor-
anmeldungen für Gratis
exemplare bitte an: 
redaktion@boeckler.de

Sie haben für unser Magazin Szenen aus dem 
Leben Hans Böcklers umgesetzt. Wie nähern Sie 
sich einer historischen Figur?
Lesen, ganz viel lesen! Auch über das hinaus, was 
ich später brauche: In welcher Zeit hat die Figur 
gelebt? Was war ihre Motivation, ihr Umfeld? 
Daneben sammle ich visuelles Material – Fotos 
und Filme. Für größere Projekte befrage ich auch 
Zeitzeugen.

Sie brauchen aber auch Fantasie?
Ja. Wenn es kein Kinderfoto von Hans Böckler 
gibt, muss ich überlegen: Wie könnte er ausgese-
hen haben? Was ich mache, ist Kunst, keine 
exakte historische Wahrheit. Es gibt ein gewisses 
Maß an Anschaulichkeit, aber auch an Abstrak-
tion.

Ihre Werke haben oft mehr als 400 Seiten, wie 
etwa „Parallel“, ein Comic über das Schwulsein 
in der Nachkriegszeit. Für „Böckler“ hatten wir 
nur zehn Seiten. Ist das besonders schwierig? 
Die Dimensionen sind extrem unterschiedlich. 
Damit die kurze Form funktioniert, muss beson-
ders viel Vorarbeit investiert werden, um Schlüs-
selszenen der Biografie zu identifizieren.

Das Zeichnen ist nur ein Bruchteil der Arbeit? 
Absolut. Vorher kommen die Recherchen, das 
Aufschreiben von Szenen und Dialogen, dann 
das Zeichnen von Storyboards. Für „Parallel“ 
habe ich mit einem Redakteur zusammengear-
beitet, für den Böckler-Comic mit der Magazin-
Redaktion.

Ein Batman-Comic soll Sie im Alter von 16 Jahren 
zum Zeichnen gebracht haben. Welche Erinnerung 
haben Sie an die Lektüre? 

Comics bieten einen Zugang zu einer anderen 
Welt und zu einer anderen Ästhetik. Das hat mich 
interessiert, das Düstere, das Geheimnisvolle – 
Welten, in denen es Licht und Schatten gibt. Na-
türlich habe ich auch Batman-Filme im Kino 
geguckt oder die Simpsons im Fernsehen.

Sie waren so fasziniert, dass Sie selbst zeichnen 
wollten. Warum?
Weil man durch das Zeichnen mit einfachen 
Mitteln alles zeigen und ganze Welten erschaffen 
kann. Ich brauche nicht das Millionenbudget für 
einen Film, und ich kann trotzdem eine eigene 
Ästhetik schaffen. Anders als ein reines Buch gibt 
ein Comic ja auch visuell etwas vor.

Dass eine Einrichtung wie unsere Stiftung auf 
Sie zukommt, ist das ein üblicher Weg, zu einem 
Stoff zu kommen?
Die meisten Stoffe suche ich selbst aus, gerade 
für die größeren Projekte.

Woran arbeiten Sie gerade?
Als Nächstes wird eine Graphic Novel über die 
Nachwendezeit und die Gewalt erscheinen, die 
auftritt, wenn sich plötzlich alles ändert. Was ist 
damals mit den Arbeitsplätzen, den sozialen Be-
ziehungen und der Gesellschaft geschehen? Das 
interessiert mich.

Graphic Novels sind gerade sehr beliebt. Bieten 
sie einen leichteren Zugang zu komplexen 
Stoffen als Bücher?
Sicher nicht in dem Sinne, dass Bücher durch sol-
che Comics verdrängt werden. So eine These ge-
ben die Verkaufszahlen nicht her. Was stimmt: Ich 
will Stoff einfach erschließbar machen. Der Böck-
ler-Comic ist auch für Jugendliche gemacht.  

KUNST Illustrator Matthias Lehmann erklärt, wie er Zeitgeschichte in eine  
Graphic Novel verwandelt.

Das Gespräch führte Kay Meiners

„Das Zeichnen ist der 
kleinere Teil der Arbeit“

Fo
to

: 
B

as
ti

an
 R

o
tt

in
g

h
au

s

22

titelthema: 150 Jahre Hans Böckler

MITBESTIMMUNG  |  Nr. 1   |  Februar 2025





Fürth, 1888

Wie soll`s denn

jetzt bloss Weiter gehen,

ohne Andreas?

ohne das einkommen

von deinem VAter können Wir

uns nicht mal mehr diese

Wohnung leisten.

so, du Willst also

hier als Goldschläger

Arbeiten? Ja.

Wir können kräftige junge

Männer gut gebrauchen. ist aber kein

Zuckerschlecken, kleiner. 

dArf ich?

ich bin

mAgdalena. aber alle

sAgen lona Zu mir.

Fürth, 1894

heute keine Pause. unser

abnehmer hAt schon Wieder den Preis

gedrückt. das heisst, ihr Müsst mal`n bisschen

malochen Für euer geld.

heisst das, mehr

Arbeiten Für das-

selbe geld?

hast`s erfasst, schlaumeier.

und jetzt Weniger quAtschen

und mehr Arbeiten!

ich Möchte dem

metallArbeiterverbAnd

beitreten.
dAnn Musst du

dich hier eintrAgen.
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Fürth, 1894

heute keine Pause. unser

abnehmer hAt schon Wieder den Preis

gedrückt. das heisst, ihr Müsst mal`n bisschen

malochen Für euer geld.

heisst das, mehr

Arbeiten Für das-

selbe geld?

hast`s erfasst, schlaumeier.

und jetzt Weniger quAtschen

und mehr Arbeiten!

ich Möchte dem

metallArbeiterverbAnd

beitreten.
dAnn Musst du

dich hier eintrAgen.
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breslau, 1912
Arbeiter, die Fabrkien

brauchen jetzt jede hAnd. das ist

unsere gelegenheit, hÖhere

lÖhne durchZusetZen!

brinGt eure frauen mit,

damit sie sich uns Anschliessen!

Wir streIken!

hAns, du sollst

eingezogen Werden.
berlin, 1914

erster Weltkrieg,

ostfront, 1915

Wollt ihr hier

wurZeln schlAgen? raus

mit euch aber flott.

aber das ist...

kein Wenn

und aber. raus hab

ich gesAGt!
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breslau, 1912
Arbeiter, die Fabrkien

brauchen jetzt jede hAnd. das ist

unsere gelegenheit, hÖhere

lÖhne durchZusetZen!

brinGt eure frauen mit,

damit sie sich uns Anschliessen!

Wir streIken!

hAns, du sollst

eingezogen Werden.
berlin, 1914

erster Weltkrieg,

ostfront, 1915

Wollt ihr hier

wurZeln schlAgen? raus

mit euch aber flott.

aber das ist...

kein Wenn

und aber. raus hab

ich gesAGt!

glück Im unglück würde

ich mal sAgen. glAtter Fussdurchschuss.

Für dich geht`s nAch hause.

oberschlesien, 1917 Wir Wollen brot!

und Anerkennung

der geWerkschaften als

unsere vertretung!

ihr und eure Arbeitskraft

seid der Antrieb, den es braucht, Für den

Weg in den WohlstAnd. ohne euch Wird

es ihn nicht geben.
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kÖln, 1920

kÖlner stadtrAt, 1924

herr oberbürger-

meister adenauer ...

herr Böckler,

was ist die Position der

soZialdemokrAten?
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Berlin, 1928
Herr Böckler, ich darf

ihnen meine GlückwünscHe

aussprecHen.

Vielen dank.

mitGlied des

reicHstaGes. Hans, das

ist grossartig.

ich werde jetzt Viel

Zeit im Zug VerbrinGen.

das Mandat nützt

unserer sacHe.

die nsdAP Hat Bei

den reicHstaGsWAHlen

43,9 proZent erreicht. es

ist eine KatastropHe!

Köln, 1928

Köln, 1933

29MITBESTIMMUNG  |  Nr. 1  |  Februar 2025



kÖln, 1933
lass mich mal,

du waschlaPpen.

was ist denn

los, hAns?

das ist die sa! PAck

schnell alles Zusmamen!

Wir Müssen sofort

verschWinden.

was ist, Wenn die

metallbeschläge An der tür

nicht stAndhalten und

sie reinkommen?

dich kriegen Wir

schon noch! verlass

dich drauF.
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kÖln, 1933
lass mich mal,

du waschlaPpen.

was ist denn

los, hAns?

das ist die sa! PAck

schnell alles Zusmamen!

Wir Müssen sofort

verschWinden.

was ist, Wenn die

metallbeschläge An der tür

nicht stAndhalten und

sie reinkommen?

dich kriegen Wir

schon noch! verlass

dich drauF.

geWerkschaftshaus düsseldorf, 1933

bergisches lAnd, 1944

ich Will Zu meiner

hütte. nAtürlich helfe

ich dir auF dem hof.

kÖln, 1945
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Bonn, 1951 BÖCKLER IST SEIT ZWEI JAHREN DGB-VoRSITZENDER

DER BuNDEsauSSchuSs DEs

DeuTSchEN GEWERKSchafTsbuNDEs haT

EInSTImmIG DER VEREINBaRunG ZWISchEN 

VErtRETErN  DER unTErnehmEN uNd DER

GEWERKSchafTEN zuGESTImmT.
DIe BuNDESREGIERunG, VErtRETEN

durch DEN hErrN BuNDEskanZLER, DER

ZEITWEILIG aN DEN VErhaNDlunGEN bETEILIgT

waR, haT DIe bINDENDe ERKläRunG

aBGEGebEn, unVERzüGLIch...

… BuNDEStaG uNd BuNDESraT EIN

GESETz zu unTERBREITEN. Nach Dem ERlaSs

DIESEs GESTZES, WErDEN DIe aufSIcHTSRäTe IN

DEN bEiDEN gRuNDStoffINduStRIEEN küNfTIG

paRITäTISch bESETzT SEIN.

DamIT IST IN DER EISEN- uNd

StAhLINduStRIe uNd Im bErGBau EIN ERSTER

ScHRItT auf Dem WEG zuR neuorDNunG DER

DeuTSchEN WIrTSchafT GEtaN.

DER POLITISchEN DemoKraTIe

MuSs DIe DemoKraTIe IN DER WIrTSchafT

zuR SEITe GESTELLT WErDEN.
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kÖln, 1951

ich emPfinde nicht nur

trauer uM den verlust, den das

deutsche volk erlitten hAt, sondern

auch trauer uM den verlust eines

persönlichen freundes.

Im ruhrgebiet, monAte sPäter

meine herren von der

geWerkschaft, Wir beGrüssen

sie Im aufsichtsrAt.
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D
er Richterspruch am Landgericht Berlin-
Brandenburg beendete den juristischen 
Blindflug von Ryanair. Im Streit mit 
Verdi wollte die Billigfluglinie die Grün-

dung eines Betriebsrats am Flughafen BER ver-
hindern. Die Argumentation: Weisungen für die 
knapp 200 Beschäftigten erfolgten vom Firmen-
sitz in Irland aus. Deshalb seien die von Ryanair 
genutzten Teile des Airports keine Betriebsstätte. 

Verdi indes hielt dagegen: Direktiven für die 
Beschäftigten kämen sehr wohl vom Standort. Da-
rauf deuteten unter anderem klangvolle Ryanair-
Jobtitel wie „Base Captain“ und „Base Supervisor“ 
hin. So sahen es auch die Richter. Sie lehnten 
Ryanairs Antrag auf Abbruch der eingeleiteten 
Betriebsratswahlen ab. Die Argumentation des 
Billigfliegers führte zur juristischen Bruchlandung. 
Die Betriebsratsgründung schreitet weiter fort. 

Ob durch juristische Spitzfindigkeiten wie 
bei Ryanair, durch Einschüchterungen oder 
durch Sabotage und Schikane: In Unternehmen  
vieler Branchen behindern Arbeitgeber Betriebs-
ratsgründungen und die Arbeit von Betriebsräten. 
Das Phänomen kennt Wolfgang Thurner, Koor-
dinator der zentralen Anlaufstelle Union Busting 
bei der IG Metall, schon lange. „Allerdings beob-
achten wir, dass Arbeitgeber dabei zunehmend 
professioneller vorgehen“, sagt Thurner. Seit ei-
nem Jahr unterstützt er Hauptamtliche der 
IG Metall und Betroffene bei der Erkennung und 

Verhinderung von Union Busting und Betriebs-
rätemobbing. „Immer häufiger beauftragen Ar-
beitgeber spezialisierte Anwälte und Agenturen, 
die Betriebsräte mit zweifelhaften Methoden 
schikanieren und aus dem Unternehmen drän-
gen“, sagt Thurner. 

Betriebsratsbashing mit Staatshilfe
So hat es auch Schmuckverkäuferin Neli Birks 
erfahren. „Jemand muss mich illegal überwacht 
haben“, vermutet die ehemalige Betriebsrätin des 
Einzelhändlers Eurotrade am Münchener Flug-
hafen. Kurz nachdem sie eine Mail mit Namen 
von Leihbeschäftigten auf ihre private Mail ver-
sendet hatte, erhielt sie im Sommer dieses Jahres 
die fristlose Kündigung. Verdi-Sekretär Dominik 
Datz erklärt dazu: „Der Vorwurf lautet, sie habe 
Daten unzulässigerweise an ihre private E-Mail-
Adresse und an Verdi gesendet. Dabei handelt es 
sich um Daten, die sie als Betriebsrätin haben 
darf und die wir als Verdi auch im Rahmen un-
serer betrieblichen Arbeit regelmäßig einsehen 
können und dürfen.“

Er und Neli Birks sind sich sicher, dass Euro-
trade ganz einfach eine unbequeme Betriebsrätin 
loswerden wollte. „In der Tarifrunde im Einzel-
handel hat sie sehr erfolgreich mobilisiert und 
war das Hauptgesicht des Streiks“, sagt Datz. 68 
Tage lang blieben mehrere Shops von Eurotrade 
geschlossen. Am Ende half Neli Birks so dabei, 

BETRIEBSRÄTE Jede fünfte Neugründung einer 
Beschäftigtenvertretung wird vom Arbeitgeber 
behindert. Immer häufiger lassen sich  
Unternehmen dabei professionell beraten. 

Von Andreas Schulte

SCHIKANE,
SABOTAGE, 
SKANDALE
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ein Lohnplus von 14 Prozent herauszuholen. 
„Jetzt stand ihre Wahl in den Aufsichtsrat kurz 
bevor. Und plötzlich wird ihr nach 15 Jahren 
Betriebszugehörigkeit ohne vorherige Abmah-
nung oder Vorwarnung gekündigt“, wundert sich 
Datz. 

Birks klagt gegen die Kündigung – notfalls 
bis vor das Bundesarbeitsgericht, wie sie sagt. Sie 
will wieder eingestellt werden. „Ich habe nichts 
verbrochen. Ich bin nicht schuldig. Es geht mir 
um Stolz und Würde.“ Dabei hat sie nicht nur ihr 
privates Schicksal im Blick. „Mein Fall betrifft die 
gesamte Arbeitnehmerschaft.“ So sieht es auch 
Dominik Datz. Eurotrade ist eine Tochterfirma 
des Flughafens. Dessen Trägerschaft liegt in öf-
fentlicher Hand. „Somit duldet der Staat dieses 
Verhalten eines Arbeitgebers, und der Steuerzah-
ler finanziert es.“ Die Flughafen München GmbH 
äußert sich zum Konflikt mit dem Hinweis auf 
das laufende Verfahren auf Anfrage nicht. 

 
Hilflose Justiz
Dass, wie im Fall von Neli Birks, langjährige Be-
triebsratsmitglieder in die Schusslinie eines Ar-
beitgebers geraten, ist eher die Ausnahme, weiß 
Martin Behrens, Wissenschaftler am Wirtschafts- 
und Sozialwissenschaftlichen Institut (WSI) der 
Hans-Böckler-Stiftung: „Sind Betriebsräte im 
Unternehmen erst einmal etabliert, können sie 
meist ungehindert arbeiten.“ Arbeitgeber schla-

gen lieber zu, solange Beschäftigte noch keine 
Rechte als Betriebsratsmitglied besitzen. „Etwa 
jede fünfte Betriebsratsgründung wird behindert“, 
hat Behrens anhand einer Befragung bei IGBCE, 
IG Metall und NGG herausgefunden. 

Doch die tatsächliche Quote könnte höher 
ausfallen. „Es ist schwierig, nachzuweisen, dass 
ein Beschäftigter beispielsweise wegen des An-
sinnens, einen Betriebsrat zu gründen, entlassen 
wurde“, sagt Grégory Garloff, Justiziar der Ge-
werkschaft Nahrung-Genuss-Gaststätten (NGG). 

„Wenn wir dies behaupten, droht uns eine Ab-
mahnung. Behaupten wir es aber nicht, gelangen 
die Vorgänge nicht an die Öffentlichkeit.“

In rund der Hälfte der bekannten Fälle etwa 
haben Arbeitgeber sich von einer Kanzlei oder 
Detektei unter die Arme greifen lassen, hat die 
WSI-Studie ergeben. Behrens hat auch die Me-
thoden untersucht, mit denen Arbeitgeber zu 
Werke gehen, um Gründungen zu verhindern. 
An der Spitze steht die Einschüchterung mögli-
cher Kandidaten. 68 Prozent der Unternehmen 
gehen so vor. Die Verhinderung der Bestellung 
eines Wahlvorstands folgt mit 58 Prozent. Im 
Kampf gegen Betriebsratsgremien indes greifen 
Arbeitgeber besonders gerne zur Kündigung. 

Dies ist zwar verboten, solange Betriebsräten 
kein grobes Fehlverhalten nachgewiesen werden 
kann, doch Konsequenzen müssen Arbeitgeber 
kaum fürchten, auch nicht bei der Behinderung 
von Wahlen. „Die Justiz ist überlastet. 

In der Tarifrunde  
im Einzelhandel hat 
sie sehr erfolgreich 
mobilisiert und war 
das Hauptgesicht 
des Streiks.“ 

DOMINIK DATZ, Verdi-Sekretär

Neli Birks (r.) und Verdi-Sekretär Dominik Datz  
während einer Solidaritätskundgebung Anfang  
Oktober in München. 

Neli Birks (l.) mit  
ihren Unterstützern 
Rüdiger Helm,  
Anwalt, und Ralf  
Krüger (r.), Be-
triebsrat am Flug-
hafen München.
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Viele arbeitsrechtliche Verfahren versanden“, 
sagt Behrens. Er pocht auf die Hochstufung der 
Behinderung von Betriebsratswahlen zum Offi-
zialdelikt, wie im Koalitionsvertrag der Ampel-
regierung vorgesehen. „Dann wären Staatsanwälte 
verpflichtet, die Behinderung von Betriebsrats-
wahlen zu verfolgen, sobald sie davon erfahren.“

Dann müssten sie auch im Fall von Christine 
Apitz aktiv werden. Die 53-Jährige hat mittler-
weile mehrere Kündigungen erhalten und klagt 
dagegen mit Unterstützung der IG Metall. „Der 
Arbeitgeber hofft, dass er wenigstens eine davon 
rechtssicher durchbekommt“, sagt sie. Ein Kün-
digungsgrund lautete: Beleidigung. „Armes 
Würstchen“, soll sie zu einem Vorgesetzten wäh-
rend ihrer Zeit beim Verpackungsunternehmen 
Sauer im fränkischen Neustadt bei Coburg gesagt 
haben. „Betriebsbedingt“ hingegen sei die jüngs-
te Kündigung erfolgt, erzählt Apitz.

Aber sind das die wahren Gründe, die eine 
auf Arbeitsrecht spezialisierte Kanzlei aus Chem-
nitz anführt? Tatsächlich habe Apitz sich unbe-
liebt gemacht, als sie einen Betriebsrat gründen 
wollte, sagt sie. Doch ihr Plan sei von einem der 
rund 600 Beschäftigten früh an die Geschäftsfüh-
rung durchgestochen worden. Kurz darauf habe 
sie ein Vorgesetzter angesprochen, ob sie sich die 
Sache mit dem Betriebsrat gut überlegt habe. 
Apitz ließ sich durch die Frage nicht einschüch-
tern und hängte einen Aufruf zur Wahlversamm-
lung auf. „Anschließend habe ich dann, nach 
zwei Jahren Betriebszugehörigkeit, recht plötz-
lich immerhin die Chefin persönlich kennen
gelernt“, erzählt sie. Dabei hatte sie sich im Be-
trieb bereits zum Beispiel für mehr Personal und 
bessere Arbeitskleidung starkgemacht. 

Gewerkschaft unerwünscht
„Ein Betriebsrat sei der Geschäftsführerin zu de-
mokratisch und zu teuer, hat sie in unserem Ge-
spräch gesagt und stattdessen ein internes Gre-
mium vorgeschlagen“, sagt Apitz. Hinzugeeilte 
Vertreter der IG Metall waren bei der Aussprache 
offensichtlich nicht erwünscht. Sie mussten in 
einem Nebenraum ausharren, bestätigen Apitz 
und ein Vertreter der IG Metall Coburg. „Von da 
an gab es für mich kein Zurück mehr. Ich wollte 
das durchziehen“, sagt Apitz.  

Doch immer wieder verschwanden ihre Auf-
rufe zur Wahlversammlung am 8. Februar. „Vor-
gesetzte schüchterten mich zudem ein. Da wurde 
gesagt: Noch kannst du zurückrudern, sonst wirst 
du schon sehen, was du davon hast.“ Sie und ihre 
wenigen Unterstützer seien als „unterbelichtet“ 
beschimpft worden. 

Am 8. Februar kann Apitz die Wahlversamm-
lung nicht besuchen. Eine Woche zuvor erhält 
sie während der Arbeitszeit die fristlose Kündi-
gung – Hausverbot inklusive. „Den Kündigungs-
grund müssen wir uns noch einfallen lassen, 
haben sie mir gesagt.“ Das Exempel wirkt. Ihre 
Unterstützer verlässt der Mut. Bei der Betriebs-
versammlung am 8. Februar will niemand mehr 
einen Betriebsrat. Laut der Firma Sauer haben 
340 Beschäftigte geschlossen die Wahl von Wahl-
vorständen abgelehnt. 

Das Unternehmen hat auf Anfrage alle Aus-
sagen von Christine Apitz in diesem Artikel an-
waltlich für „unrichtig und unwahr“ erklärt. Für 
die verhinderte Betriebsrätin ist der Konflikt mit 
dem Ex-Arbeitgeber trotz der Kündigungen noch 
nicht vorbei. „Ich schlafe nicht mehr als zwei 
Stunden am Stück“, sagt sie heute. „Ich nicke mit 
dem Gedanken an die Firma Sauer ein und wa-
che mit ihr auf.“ Dennoch will auch sie, genau 
wie Neli Birks, zurück in den Betrieb, weil sie 

„nichts falsch gemacht“ habe. 
Die IG Metall unterstützt die derzeit Arbeits-

lose bei der Kündigungsschutzklage und bei der 
Jobsuche. Das letzte Wort ist in der Causa Sauer 
ohnehin noch nicht gesprochen. Nicole Ehrsam, 
Erste Bevollmächtigte der Gewerkschaft in Co-
burg, führt den Kampf um einen neuen Betriebs-
rat weiter. „Wir müssen aber erst einmal Gras 
über die Sache wachsen lassen und die Gründung 
von langer Hand vorbereiten.“ 

Christine Apitz vor den  
Hallen ihres ehemaligen  
Arbeitgebers Sauer.  
Ihr wurde gleich mehr- 
mals gekündigt. 
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Sicheres System für faire Digitalisierung

Das Institut für Mitbestimmung und Unternehmensführung der 
Hans-Böckler-Stiftung (I.M.U.) wertet regelmäßig Betriebs- und 
Dienstvereinbarungen aus und zeigt anhand von Beispielen, worauf 
es ankommt. Mit der Reihe „Praxistipp“ stellen wir in jeder Aus
gabe eine Auswertung vor. 

N
ützliche Erfahrungen von Unternehmen 
weiterzugeben, ist das Ziel des I.M.U.. Es 
hat 40 Porträts und 23 Beispiele von 
Transformationsprozessen in Betrieben 

und Verwaltungen zusammengetragen – und 
schaut regelmäßig nach, was aus den Ideen ge-
worden ist. So beim Chemie- und Pharmaunter-
nehmen Merck, dessen Digitalisierungskonzept 
unter dem Namen „Haus der Arbeitswelten“ erst-
mals 2010 vom I.M.U. vorgestellte wurde. Ziel der 
Vereinbarung war es, die Digitalisierung men-
schengerecht und mitbestimmt zu gestalten. Fünf 
Jahre später zieht das I.M.U. zum „Haus der Ar-
beitswelten“ eine erste Bilanz. 

Wie in den meisten Unternehmen hat sich 
die Digitalisierung auch bei Merck rasant be-
schleunigt. Die Teams sind internationaler ge-
worden, arbeiten mobil und digital vernetzt. Bei 
diesen dynamischen Veränderungen, aber auch 
beim Zuschnitt neuer Arbeitsaufgaben und Pro-
jekte hat sich das „Haus der Arbeitswelten“ mit 
insgesamt drei Ausschüssen als hilfreich erwiesen. 
Zu diesem Schluss kommt der aktuelle Praxisbe-
richt. Das Merck-Konzept vereint demnach alle 
Themenbereiche, die bei der Digitalisierung eine 
Rolle spielen, und ermöglicht so einen Austausch 
zwischen den einzelnen Verantwortlichen. 

Besonders gefordert war in den vergangenen 
Jahren der Ausschuss für Arbeitnehmerdaten-
schutz, denn mit fortschreitender Digitalisie-
rung nahmen auch die Möglichkeiten der Da-
tenverarbeitung zu. Positiv bewertet der Bericht 
darüber hinaus die Entwicklung des Bildungs-
ausschusses,  der nicht nur Daten zur Bildungs-
planung zusammenstellte, sondern auch einen 
Austausch zu guten Bildungskonzepten im Be-
trieb organisierte. 

Angesichts der digitalen Entwicklung wird 
es auch für das Management schwierig, einzu-
schätzen, welche Bildungsmaßnahmen ge-
braucht werden. Daher soll der Werkzeugkasten 
durch das Pilotprojekt „Weiterbildungsmento-
ren“ erweitert werden. Dabei sollen Mentoren 
Beschäftigte in die Bildungsplanung einbeziehen 
und Menschen mit negativer Bildungserfahrung 
motivieren. Insgesamt hat sich das „Haus der 
Arbeitswelten“ als ein Modell für die Demokra-
tisierung moderner Arbeit erwiesen, die zuneh-
mend agil wird. 

Das wirkt sich bereits auf die Mitbestimmung 
und auf die Betriebsvereinbarungen aus. Letztere 
werden ebenfalls agiler und bestehen aus einer 
Hauptvereinbarung und sich permanent anpas-
senden Werkzeugen. 

PRAXISTIPP

Der Praxisbericht 
zum „Haus  
der Arbeitswelten“
unter�

	�   

Weitere Fragen an 
betriebsvereinbarung@ 
boeckler.de 
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„Künstliche Intelligenz ohne Regeln 
wäre natürliche Dummheit“
DIGITALISIERUNG Für den Einsatz von KI hatte sich der Konzernbetriebsrat der Provinzial Holding zwei Ziele 
gesetzt: Arbeit erleichtern und Kontrolle der Beschäftigten verhindern. Eine Vereinbarung regelt das.

Von Maren Knödl

W
er sich auf den Straßen fortbewegt, 
muss sich an die Verkehrsordnung hal-
ten, damit keine Unfälle passieren. Um 
beim Einsatz von Künstlicher Intelli-

genz „Unfälle“ zu vermeiden, halten sich Beschäf-
tigte der Provinzial Holding an die „KI-Verkehrs-
ordnung“ des Konzernbetriebsrats (KBR). Dafür 
wurde der Betriebsrat im vergangenen Jahr für 
den Deutschen Betriebsräte-Preis nominiert, der 
im Rahmen des Deutschen Betriebsrätetags im 
November vergeben wurde. 

KBR-Vorsitzende Anke Paletta ist überzeugt: 
„Künstliche Intelligenz ohne Regeln, wäre natür-
liche Dummheit. Auch in unserer Branche 
kommt in Sachen KI Gewaltiges auf uns zu, und 
wir wollten nicht warten, bis Fakten gesetzt sind.“ 
Also entwickelte der Betriebsrat ein KI-Qualitäts-
modell, das Arbeitgeber- und Arbeitnehmerinte-
ressen gleichermaßen berücksichtigen soll. Ge-
meinsam mit Sachverständigen und mit Hilfe 
des „Praxishandbuch Künstliche Intelligenz“ aus 
dem Bund-Verlag erstellten die Beteiligten ein 
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Ordnungsmodell für KI-Anwendungen im Un-
ternehmen. 

ine Aufgabe bestand darin, die Anwendung 
des Chatbots ChatGTP zu regulieren. Dazu teste-
ten 150 Beschäftigte die KI in einer abgeschotte-
ten Umgebung. Sie sollten die vorläufigen Regeln 
prüfen und wurden später zu ihren Erfahrungen 
befragt. „Uns hat interessiert, inwieweit sie die 
Anwendungen für nützlich halten, ob KI gute 
Arbeit unterstützt oder gefährdet, und wie die 
Beschäftigten die Wirkung von KI auf ihre Ar-
beitsbedingungen, ihre Qualifikationen und Ar-
beitsplätze einschätzen“, sagt Paletta. Basierend auf 
den Erfahrungen der Belegschaft hat der Betriebs-
rat dann endgültige Regeln festgelegt. „Die Kom-
plexität von KI zwingt uns dazu, unseren Kom-
munikationsjob als Betriebsräte sehr ernst zu 
nehmen. Das geht am besten, wenn man die Be-
troffenen zu Beteiligten macht“, sagt die Vorsit-
zende des KBR.

Denn am Ende sind es die Beschäftigten, de-
ren Arbeit die KI beeinflusst. Die Provinzial Hol-

ding verarbeitet als Versicherung und Vertreibe-
rin immaterieller Produkte große Datenmengen. 
Da KI für diese Arbeit prädestiniert ist, geht es für 
Kerstin David, stellvertretende KBR-Vorsitzende 
auch um die Frage: „Wo setzt man künftig keine 
KI ein?“ Beschäftigte erstellen Texte und Codes 
durch KI, lassen sich Formulierungshilfen geben 
oder recherchieren und sammeln Ideen. Dem 
Arbeitgeber gehe es dabei sicherlich um Ge-
schwindigkeit, Effizienz und Leistungsoptionen, 
sagt David. „Dem KBR geht es um Arbeitserleich-
terung, gute Arbeit und Verhinderung von Kon-
trollverlust.“

Um diese Ziele einzuhalten, hat der KBR in 
der Vereinbarung die wichtigsten Regeln festge-
halten. An erster Stelle schreibt diese fest, dass 
personalrelevante Entscheidungen weiter von 
Menschen getroffen werden. „Unsere Regeln zum 
Schutz vor maschineller Leistungs- und Verhal-
tenskontrolle bleiben bestehen, obwohl KI dazu 
ganz neue Optionen schaffen könnte“, sagt Kerstin 
David. 

Für die Beschäftigten wurden außerdem kla-
re Interventionsrechte festgelegt. Betriebsräte 
können auch eine außerplanmäßige Überprüfung 
von KI-Systemen verlangen, etwa wenn diese un-
erwartete Ergebnisse liefern und damit Einfluss 
auf die Arbeit nehmen könnten. „Selbst wenn 
Beschäftigte nur mittelbar von maschinellen 
Schlussfolgerungen mit personenbezogenen Wir-
kungen betroffen sind, können sie von den Ver-
antwortlichen eine Überprüfung der Entschei-
dung verlangen“, so David. Es müsse für die 
Beteiligten möglich sein, ohne arbeitsrechtliche 
Folgen auf Unregelmäßigkeiten oder Unsicher-
heiten in Bezug auf KI-Ergebnisse aufmerksam 
zu machen. Die Vereinbarung soll das bei ver-
stärktem Einsatz von KI auch in Zukunft sichern.

Für die Beschäftigten der Provinzial Holding 
ist der Umgang mit Daten und deren Verarbei-
tung mittels technischer Systeme anders als für 
andere Branchen bereits ein alter Hut. Vielleicht 
sehen sie auch deswegen in der KI mehr Chancen 
als Risiken. „Die Arbeitserleichterung durch die 
Systeme ist für sie erfahrbar“, sagt Anke Paletta. 

„Der Beschäftigungskahlschlag, der von vielen be-
schworen wird, nicht.“ Die KI-Vereinbarung soll 
Sicherheit und Vertrauen im Unternehmen auch 
weiter erhalten. 

Kerstin David, stellver
tretende KBR-Vorsitzende, 
geht es auch um Arbeits
erleichterung durch KI.

KBR-Vorsitzende Anke  
Paletta wollte nicht  
warten bis KI Fakten schafft.

Fo
to

: 
R

ai
n

er
 H

o
tz

39MITBESTIMMUNG  |  Nr. 1  |  Februar 2025

arbeit und mitbestimmung



Solidarisch Jobs gerettet 
VEREINBARUNG Nach einem massiven Auftragseinbruch hat der Betriebsrat des Impfstoffherstellers  
GSK Biologicals in Dresden drohende Entlassungen abwenden können. Die Lösung: Von der Produktion  
bis zur Geschäftsführung arbeiteten alle ein Jahr lang weniger pro Woche und verzichteten auf Geld.

Von Martin Kaluza – Foto Karla Schröder

F
ür uns ging es über Jahrzehnte immer nur 
bergauf“, sagt Peter Mißbach, Vorsitzender 
des Betriebsrats bei GSK Biologicals in 
Dresden. Das Unternehmen stellt Grippe- 

und Reiseimpfstoffe her, vor allem für den Export 
in die USA und innerhalb der EU. Rund 800 Men-
schen arbeiten am Standort in Dresden, der zum 
Pharmakonzern GlaxoSmithKline gehört. „Das 
Unternehmen war gesund“, sagt Mißbach. „Und 
dann kam die Pandemie.“

Durch Lockdowns und Reisebeschränkungen 
brach der Markt für Reiseimpfungen ein. Gleich-
zeitig sank weltweit die Impfbereitschaft, die 
Auswirkungen sind noch immer zu spüren. Im 
Laufe des Jahres 2023 erklärte die WHO dann 
auch noch einen Grippestamm für ausgerottet. 
Dementsprechend wird auch der Impfstoff dage-
gen nicht mehr benötigt. Die Folge: Nachfrage 
und Produktion brachen um über die Hälfte ein. 
Bei einer Kapazität von über 100 Millionen Impf-
dosen im Jahr produzierte GSK in Dresden zu-
letzt nur noch knapp 40 Millionen Dosen. „Der 
erste Gedanke, der einer Unternehmensführung 
dann kommt, ist, Stellen abzubauen“, sagt Peter 
Mißbach, seit 2021 Vorsitzender des Betriebsrats.

Die Rechnung mit der Arbeitszeit geht auf
Die Konzernzentrale forderte, dass der Standort 
Dresden in der Produktion mindestens zehn Mil-
lionen Euro im Jahr einspart. Das hätte einer 
Entlassung von gut 100 Beschäftigten entspro-
chen. „Wir haben im Betriebsrat verschiedene 
Szenarien durchgespielt, wie wir auf eine solche 
Einsparung kommen könnten“, sagt Eric Jacob, 
Mißbachs Stellvertreter. „Für Stellenabbau waren 
wir einfach zu optimistisch.“

Die Optionen, die der Betriebsrat intern und mit 
der Geschäftsleitung durchspielte, reichten von 
betriebsbedingten Kündigungen über Kurzarbeit 
und unbezahlte Freistellungen bis hin zu der Idee, 
Beschäftigte für Weiterbildungen freizustellen. 

„Wir sind letztlich im Manteltarifvertrag auf den 
Passus gestoßen, dass wir eine beidseitige Eini-
gung treffen können über eine wöchentliche 
Arbeitszeit zwischen 32 und 40 Stunden“, sagt 
Jacob.

Weniger Geld, aber mehr Freizeit
Der Betriebsrat analysierte gemeinsam mit den 
Abteilungen die Arbeitszeiten. Das Ergebnis: In 
der Produktion ließe sich die wöchentliche Ar-
beitszeit um fast genau 3,5 Stunden ohne Prob-
leme reduzieren. Mit dieser Reduzierung könn-
ten die verbleibenden Aufträge bewältigt und die 
von der Zentrale geforderte Summe eingespart 
werden. Es müssten aber alle Beschäftigten ihre 
Arbeitszeit im gleichen Maß reduzieren. Die Un-
ternehmensleitung stimmte schließlich zu. „Für 
die Glaubwürdigkeit war uns wichtig, dass sich 
alle an der Reduktion um dreieinhalb Stunden 
beteiligen, auch die Geschäftsleitung und der 
Betriebsrat“, sagt Mißbach.

Die ausgehandelte Reduktion ist entgeltwirk-
sam, die Beschäftigten verzichten auf rund 
neun  Prozent ihres Bruttoeinkommens. 

„Neun Prozent hielten wir für vertretbar“, sagt 
Mißbach. „Geholfen hat uns unser sehr guter 
Tarifvertrag.“ Die Regelung trat nach und nach 
zwischen dem 1. Januar und dem 1. September 
für zwölf Monate in Kraft. Wenn keine anschlie-
ßende Regelung getroffen wird, geht es danach 
weiter mit der tariflichen Vollarbeitszeit.
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Die Verringerung der Stunden sollte solidarisch 
verteilt sein. Deshalb entwickelte der Betriebsrat 
in enger Abstimmung mit den Abteilungen pas-
sende Arbeitszeitmodelle, die auch in die Be-
triebsvereinbarung aufgenommen wurden. „Frü-
her hatten wir das klassische Zwei-, Drei- oder 
Vier-Schicht-Modell. Jetzt arbeiten einige Abtei-
lungen sieben Stunden am Tag, andere arbeiten 
acht Stunden am Tag, die man dann wieder ab-
bauen kann“, sagt Mißbach. Er selbst sammelt die 
Stunden und hat jeden zweiten Freitag frei.

„Welches Modell am besten passt, kam aus 
den Abteilungen selbst“, sagt Betriebsrätin Janine 
Mülverstedt. „In meiner Abteilung können wir 
die Arbeit gut über die Woche verteilen. Wir 
können sie so organisieren, dass wir alle zwei 
Wochen freitags keine Spätschicht brauchen. In 
der Produktionsabteilung passt das von den Ab-
läufen her nicht. Die sammeln ihre Stunden über 
eine längere Zeit und machen dann mindestens 
eine Woche am Stück frei.“

Dem Betriebsrat war es wichtig, die Verein-
barung über die Reduktion der Arbeitszeit auf 
35 Stunden an konkrete Arbeitszeitmodelle zu 

koppeln. „Wir haben gesagt, wir geben dem Ar-
beitgeber keinen Freifahrtschein für eine Stun-
denreduktion, ohne dass auch die Beschäftigten 
davon profitieren. Uns war wichtig, vor der Un-
terzeichnung zu klären, wie wir für sie eine Ent-
lastung in Form von Freizeit schaffen können.“ 
Und Jacob ergänzt: „Das ist auch eine Garantie 
für die Beschäftigten, dass es nicht mal auf 
32 Stunden runtergeht und dann wieder hoch 
auf 40. Es bleibt bei gleichmäßig 35 Stunden in 
der Woche.“

Der Betriebsrat hat einen großen Aufwand 
betrieben. 24 Arbeitstage hat das insgesamt 
13-köpfige Gremium eingesetzt, um die Situation 
zu analysieren und die Betriebsvereinbarungen 
auszuarbeiten, am Ende stapelten sich 134 Doku-
mente. Der Betriebsrat konnte durch sein Enga-
gement betriebsbedingte Kündigungen verhin-
dern und erhielt dafür eine Nominierung beim 
Deutschen Betriebsräte-Preis im vergangenen 
Jahr. 

„Die Aufgabe an sich war sehr unerfreulich“, 
sagt Mißbach. „Aber sie hat das Team zusammen-
geschweißt. Das war absolut cool.“ 

Die Betriebsräte Janine 
Mülverstedt, Peter Mißbach, 
Eric Jacob (v.l.n.r.) retteten 
Jobs durch Verzicht.
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I
n dem Heimatörtchen von Odysseus 
Chatzidis nahe Stuttgart gab es in seiner 
Kindheit vor dem Haus zwei Telefonzel-
len. Abends standen die Gastarbeiter – 

wie die Generation seiner Eltern hierzulande 
genannt wurde – Schlange vor den Häuschen. 
Jeder wollte mit den Verwandten in der alten 
Heimat telefonieren: „Wie geht es der Oma? Sind 
alle gesund?“ Während Fragen und Antworten 
durch den Hörer rauschten, klackerten die Mün-
zen im Apparat. In seiner Erinnerung wirkt die 
Szene bis heute nach. Sie zeige ihm, dass Kom-
munikation ein urmenschliches Bedürfnis ist.

„Daher will ich Menschen möglichst einfach mit-
einander ins Gespräch bringen“, sagt der Auf-
sichtsrat der Deutschen Telekom.

Auch deshalb studierte er nach dem Abitur 
in Stuttgart Elektrotechnik mit zwei Schwer-
punkten: IT und Telekommunikation. Nach 
kurzen Stationen bei kleineren IT-Unternehmen 
kam er 1996 zur Deutschen Telekom in der Nähe 
von Stuttgart. Vier Jahre später wurde er zum 
ersten Mal in den örtlichen Betriebsrat und 
gleich zum stellvertretenden Vorsitzenden ge-
wählt. „Der Vorsitzende verabschiedete sich kurz 
darauf in den Urlaub, und ich musste sofort Pro-
bleme lösen, ohne die geringste Ahnung von 
Betriebsverfassung oder anderen rechtlichen 
Fragen“, erinnert sich Chatzidis. 

Seit 2018 sitzt er für Verdi auch im Aufsichts-
rat der Deutschen Telekom. Er schätzt das Netz-
werk seiner Gewerkschaft und besucht die Auf-
sichtsratsseminare der Hans-Böckler-Stiftung. 
Doch der Betriebsrat Chatzidis war zunächst kein 
Verdi-Mitglied. Anders als seine Eltern, die in den 
1960er Jahren aus Thessaloniki nach Stuttgart 
gekommen waren. „Für sie war einfach klar: Bist 
du Arbeiter, bist du in der Gewerkschaft“, erzählt 
Chatzidis. Erst bei seiner Arbeit als Betriebsrat 
merkte der gebürtige Stuttgarter, dass er ohne 
Gewerkschaft nicht weit kommt. „Für mich war 

die Mitgliedschaft in einer Gewerkschaft keine 
Selbstverständlichkeit, aber eine bewusste Ent-
scheidung“, sagt Chatzidis. Er nennt sich selbst 
einen schwäbischen Griechen, eine Anspielung 
auf Cem Özdemir, der sich lange einen anatoli-
schen Schwaben genannt hat. Dessen Werdegang 
findet Odysseus Chatzidis bewundernswert. 

„Aber meine Partei ist das nicht“, sagt der Schwa-
be in nur leicht eingefärbtem Hochdeutsch. „Ich 
bin im Herzen Sozialdemokrat.“

Noch mehr schlägt sein Herz für die Europä-
ische Union. Den EU-Binnenmarkt hält er für 
eine der größten Errungenschaften. Die EU hat 
die Grenzen in Europa eingerissen und die Ar-
beitnehmervertretung auf europäischer Ebene 
geschaffen. „Wenn wir als Europäischer Betriebs-
rat mit einem abgestimmten Papier an das Ma-
nagement herantreten können, gibt uns das eine 
enorme Stärke“, sagt Chatzidis. Seit 2008 gehört 
er dem europäischen Gremium an und ist seit 
2012 Vorsitzender. Fast noch mehr schätzt er die 
Gespräche am Rande – auch oder gerade weil sie 
schwierig sein können. „Wir sprechen mit den 
polnischen Kollegen über den Green Deal der 
EU und mit den Ungarn über Migration.“ Zuhö-
ren und verstehen, ohne unkritisch zu sein, im 
Gespräch bleiben, gerade wenn man Meinungen 
nicht teilt, hält der Europäer in der heutigen Zeit 
für besonders wichtig.

Als Aufsichtsrat beschäftigt ihn unter ande-
rem Künstliche Intelligenz und ihre Auswirkung 
auf die Arbeit bei der Telekom. Als Gewerkschaf-
ter geht es für ihn darum, wie die Beschäftigten 
auf dem neuesten Stand bleiben und wie sie vor 
Überwachung geschützt werden können. Genau-
so wichtig ist ihm, dass sein Unternehmen tech-
nologisch vorne dabei ist. Schließlich schätzt er 
die Vorzüge der modernen Kommunikation. 
Seine Mutter muss heute nicht mehr vor einer 
Telefonzelle Schlange stehen. Mit ihrer Enkelin 
telefoniert sie per Video auf dem Tablet. 

Als Aufsichtsrat der Deutschen Telekom setzt Odysseus Chatzidis auf den Dialog. 

Von Fabienne Melzer – Foto Benjamin Jenak

Immer im Gespräch bleiben
WIR BESTIMMEN MIT
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Doch seither hat sich einiges bewegt. „Die Ampel 
hat vieles besser gemacht, was die Große Koaliti-
on nicht hingekriegt hat“, sagt Ahme, mittlerwei-
le im Ruhestand. Die alte Regierung habe Büro-
kratie abgebaut, Ausbauziele erhöht und den 
Netzausbau vorangetrieben. Die Zahl der geneh-
migten Windparks ist gestiegen. Laut dem Verein 
Agora Energiewende war die Leistung der neu 
genehmigten Windprojekte 2024 mit knapp 13 
Gigawatt dreimal so hoch wie zwei Jahre zuvor. 

„Aber wir sind noch lange nicht am Ziel“, warnt 
Ahme. „Es kommt jetzt darauf an, diesen Weg 
konsequent weiterzugehen.“ 

Denn ein Ausstieg aus dem Ausbau oder 
sogar ein Rückbau – wie die AfD dies fordert – 
wirke sich gleich in mehrfacher Hinsicht nega-
tiv aus. „Für das Klima wäre dies eine Katastro-
phe, aber auch wirtschaftlich“, sagt Thomas 
Ahme. Auch Siemens droht dann Ungemach – 
nicht nur bei Gamesa. Die Sparte Energy etwa 
produziert in Berlin Teile für Elektrolyseure. 

K
urz vor der Bundestagswahl 2021 sah 
Thomas Ahme vor allem eine Lücke. Der 
Ausbau der Erneuerbaren stockte gewal-
tig, hatte der damalige Betriebsratsvorsit-

zende beim Windkraftwerkshersteller Siemens 
Gamesa in Hamburg erkannt. 65 Prozent des 
Energiebedarfs bis zum Jahr 2030 aus erneuerba-
ren Quellen zu decken – dieses Ziel schien kaum 
erreichbar. 

ARBEIT IM VIERJAHRESTAKT 
MITBESTIMMUNG Die nächste Bundesregierung steht vor großen Herausforderungen. Dabei  
stammen viele Aufgaben noch aus der vergangenen Legislaturperiode. Vier Resümees und Ausblicke 
aus Beschäftigtensicht

Protokolle von Fabienne Melzer und Andreas Schulte

Die Ampel hat vieles  
besser gemacht, was  
die Große Koalition nicht 
hingekriegt hat.“

THOMAS AHME, IG Metall-Mitglied
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REGINA DICKEY, Betriebsrätin an der Uniklinik Gießen

Krankenhäuser in Deutschland 
haben auch eine gesamt- 
gesellschaftliche Aufgabe.“

Damit wird grüner Wasserstoff hergestellt. Das 
Gas ermöglicht CO2-neutrale Produktions
methoden und die langfristige Speicherung von 
überschüssigem Strom aus regenerativen Quel-
len. Ein langsamerer Ausbau der Erneuerbaren 
würde auch den Ausbau der Wasserstoffwirt-
schaft in Deutschland ausbremsen. 

Viele der 100 000 Arbeitsplätze in der Wind-
energie seien bei einer Abkehr von den Erneu-
erbaren gefährdet, resümiert daher Ahme. Zwar 
könnten einige Jobs durch den Export aufgefan-
gen werden, aber die Politik in den USA trübt 
die Aussichten für Hersteller wie Siemens 
Gamesa, Vestas oder Nordex. US-Präsident Do-
nald Trump stellt neue Windparks auf den Prüf-
stand. Auch Aufträge von Siemens Gamesa 
hängen an dieser Entscheidung.

Mehr Effizienz im Gesundheitswesen
Auch Regina Dickey war vor vier Jahren unzu-
frieden. Die Betriebsrätin der Uniklinik Gießen 
und Aufsichtsrätin des Rhön-Klinikums kritisier-
te die Ökonomisierung der Betriebe. „Kranken-
häuser haben eine gesamtgesellschaftliche Auf-
gabe“, sagt sie auch heute noch. Doch von den 
rund 1900 Krankenhäusern in Deutschland sind 
750 in privater Hand. Sie erwirtschaften Gewinne. 
Eine Verstaatlichung der Häuser steht nicht an, 
denn aus dem Sozialstaatsprinzip des Grund
gesetzes leitet sich ab, dass Länder und Kommu-

nen nur dann Krankenhäuser betreiben sollen, 
wenn andere Träger dem sogenannten Sicherstel-
lungsauftrag nicht genügen. 

Auch die von Gesundheitsminister Karl Lau-
terbach angestoßene Krankenhausreform, die 
der Bundestag im Herbst verabschiedet hat, sieht 
dies nicht vor. Regina Dickey begrüßt sie den-
noch. „Die Reform hat ganz gute Elemente.“ Sie 
hofft darauf, dass die Versorgung dann gezielter 
stattfindet. „Bislang gibt es vielerorts steuerfinan-
ziertes medizinisches Gerät, für dessen Auslas-
tung aber das Personal fehlt. Oder es werden bei 
alten Menschen Hüften operiert, aber im Kran-
kenhaus mangelt es an Geriatern oder 
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Physiotherapeuten.“ Nun soll effizienter ge-
arbeitet werden. In zehn Jahren – so hat es Karl 
Lauterbach angekündigt – werde es ein paar 
Hundert Krankenhäuser weniger geben. Perso-
nal und medizinisches Gerät sollen dann dort 
eingesetzt werden, wo sie gebraucht werden. 

„Die Grundidee der Reform ist, Ressourcen zu 
bündeln“, sagt Dickey.

Ganz zufrieden ist sie mit dem aktuellen 
Gesetz dennoch nicht und hofft auf die kom-
mende Legislaturperiode. Was sie durchgesetzt 
sehen will: „Notwendiges Personal muss beim 

Krankenhaus beschäftigt sein und nach Tarif 
bezahlt werden, um refinanzierbar zu sein.“ 
Denn durch Ausgliederungen etwa von Reini-
gungs- oder Küchenpersonal in Tochterfirmen 
umgehen Krankenhauskonzerne Tariflöhne und 
ziehen Millionenbeträge aus dem Gesundheits-
system. Dickey sieht dadurch nicht nur das Ge-
sundheitssystem geschädigt. „Zwischen tariflich 
und außertariflich Beschäftigte treibt dies einen 
Keil.“

Machen statt reden
Dicke Luft herrscht mitunter auch bei der Beleg-
schaft der Deutschen Bahn. „Ich habe noch kei-
nen Kollegen kennengelernt, der sagt, seine Ab-
teilung sei ausreichend besetzt“, beschreibt 
Fabian Rettenweber die hohe Arbeitsbelastung. 
Das EVG-Mitglied ist Referent für Infrastruktur 
bei DB Infrago. Die Bahn-Tochter kümmert sich 
um das Streckennetz und die Bahnhöfe im Land. 
Bei der Personalpolitik der Bahn vermisst er eine 
klare Linie der Vorstände. „Was intern verspro-
chen wird, wird nicht immer eingehalten“, sagt 
Rettenweber. Zwar sei oft von mehr Personal die 
Rede, aber mancherorts würden aufgrund einer 

„qualifizierten Ausgabensteuerung Stellen vorerst 
nicht nachbesetzt“, zitiert er. 

FABIAN RETTENWEBER, EVG-Mitglied

Ich habe noch keinen Kollegen 
kennengelernt, der sagt, seine  
Abteilung sei ausreichend besetzt.“

Fo
to

: 
Je

n
s 

V
o

lle

46 MITBESTIMMUNG  |  Nr. 1   |  Februar 2025



Bei den wahrscheinlichen Koalitionen dürften 
Sozialausgaben eher abgebaut werden.“

UWE SCHLEDORN, Lehrer und Personalrat

Auch von der Politik ist der 31-Jährige enttäuscht. 
„Ich wünsche mir, dass die Politik endlich macht 
und nicht nur sagt.“ Er vermisst die klare Linie. 
Darunter leiden Projekte. Zum Beispiel die Elek-
trifizierung von Strecken. Die Ampelparteien hat-
ten im Koalitionsvertrag angekündigt, bis 2030 
insgesamt 75 Prozent des Schienennetzes zu elek-
trifizieren. Doch statt dem angepeilten Plus von 
15 Prozent gelangen bis zum vergangenen Jahr 
nur zwei Prozent. „Es fehlt wohl immer noch der 
politische Wille“, sagt Rettenweber. 

Unter anderem ungünstige Rahmenbedin-
gungen verursachen das Schneckentempo beim 
Ausbau der Infrastruktur. Denn Legislaturperi-
oden sind oft kürzer als Innovationszyklen. „Po-
litiker nehmen häufig zurück, was ein Vorgänger 
angestoßen hat“, sagt Rettenweber. Er schließt 
sich deshalb der EVG-Forderung nach einem 
Infrastrukturfonds an, der Geld über Jahrzehn-
te bereitstellt. In der Schweiz beispielsweise 
wird ein solcher Fonds mit Steuereinnahmen, 
Mauterlösen und Haushaltsmitteln gefüttert. 

Doch Geld allein wird den selbst bezifferten 
Investitionsstau der Bahn von 80 Milliarden Euro 
nicht auflösen. Ein Kreis schließt sich: „Mit der 
derzeitigen Personaldecke tut sich die Bahn 
schwer, alle notwendigen Baustellen zu bewälti-
gen“, sagt Rettenweber. 

Schmerzgrenze ist überschritten 
Zu wenig Geld, zu wenig Fachkräfte – diesen 
Zweiklang erlebt auch Uwe Schledorn im deut-
schen Bildungswesen. Der Personalrat ist Lehrer 
am Förderzentrum Mitte in Hilden bei Düssel-
dorf. Dass sich Missstände dort unter einer neuen 
Regierung schlagartig auflösen werden, erwartet 
er nicht. „Bei den wahrscheinlichen Koalitionen 
dürften Sozialausgaben eher abgebaut werden“, 
sagt das GEW-Mitglied. 

130 Milliarden Euro fordert die Gewerk-
schaft Erziehung und Wissenschaft als „Sonder-
vermögen Bildung“ von einer künftigen Bun-
desregierung. Mit dem Geld sollen Kitas, 
Schulen und Hochschulen besser ausgestattet 
werden. „Geld allein kann strukturelle Proble-
me nicht lösen“, sagt Schledorn. In seinen Augen 
sind viel zu große Klassen das größte Problem. 

„Früher hatten wir acht Schüler in einer Klasse, 
heute bis zu 17. Die Schmerzgrenze ist über-
schritten.“ Er fordert mehr Personal. Denn auch 
die Bürokratie wächst ihm mittlerweile über 

den Kopf. Beispielsweise habe der Aufwand für 
das Schreiben von Gutachten und Förderplänen 
drastisch zugenommen. „Hier muss Politik Ent-
lastung schaffen. Längst nicht alle Anträge sind 
nötig und viele könnten schlanker sein.“

Dass es zu wenig Lehrer gibt, ist auch der 
Politik bekannt. Allein in Nordrhein-Westfalen 
blieben im Jahr 2024 gut 6000 von 168 000 Stel-
len unbesetzt. Besserung ist kaum in Sicht. „Eine 
55-Stunden-Woche ist bei vielen keine Seltenheit“, 
sagt Schledorn. „Kaum jemand will mehr Lehrer 
werden bei diesen Arbeitsbedingungen.“ 
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E
mma Holzer leistet Pionierarbeit: Die 
Werksfeuerwehrfrau bei Saarstahl in 
Völklingen dürfte die erste Auszubilden-

de in ihrem Job sein, die schon bald beruflich 
nach San Francisco reist. Im Bildungsurlaub 
in den USA erwartet die 20-Jährige zum Bei-
spiel ein Sprachkurs und der Besuch bei eini-
gen Hightechfirmen. „Das Schöne am Stipen-
dium ist, dass man Wissen auch außerhalb 
des eigenen Berufsfeldes vermittelt bekommt“, 
sagt sie. Ihr Trip über den Atlantik ist nur ein 
Teil von „TiBB“. „Talente in der beruflichen 
Bildung“ heißt die neue Förderlinie der Hans-
Böckler-Stiftung.  

Das neue Angebot steht im Kontext der 
vom Bundesministerium für Bildung und 
Forschung (BMBF) initiierten und geförder-
ten Öffnung der 13 akademischen Begabten-
förderungswerke für junge Talente in der 
beruflichen Bildung. Es ergänzt die bisheri-
gen Förderlinien der Hans-Böckler-Stiftung, 
die Stipendien und eine umfangreiche ideel-
le Förderung für Studierende, Promovierende 
und junge Menschen auf dem zweiten Bil-
dungsweg umfassen. Damit erfüllt das BMBF 
eine Verpflichtung aus dem Koalitionsvertrag 
der Ampelregierung, denn: Die akademische 
und die berufliche Ausbildung seien auch bei 
der Begabtenförderung gleichwertig zu be-
handeln, heißt es dort. Stefanie Nartschik-
Mikami, Referatsleiterin innerhalb der Studi-
enförderung der Hans-Böckler-Stiftung weiß, 
was das für junge Menschen bedeutet: „Viele 
Auszubildende hören immer wieder Sätze 
wie etwa: Du machst ja ‚nur‘ eine Ausbildung. 
Ein Azubi-Stipendium wertet die Ausbildung 
nun gegenüber dem Studium auf." 

Während der Pilotphase wird die Stiftung 
in den kommenden drei Jahren jeweils 50 
Auszubildende aufnehmen und für drei Jah-
re fördern. Die jungen Beschäftigten erhalten 
monatlich 300 Euro. „Aber im Vordergrund 
steht die ideelle Förderung“, sagt Stefanie 

STIFTUNG 

FÖRDERUNG Die Hans-Böckler-Stiftung vergibt Stipendien nun erstmals auch an Auszubildende.

Bildungskick für Azubis 

Nartschik-Mikami. „Das Programm soll jun-
ge Menschen darauf vorbereiten, berufliche 
und gesellschaftliche Verantwortung zu 
übernehmen.“ 

Das Kernstück bildet ein umfangreiches 
Seminarprogramm etwa zur Demokratiebil-
dung. Dieses Modul dauert zwei Jahre und 
endet mit einem Projekt zur partizipatori-
schen Stadt. Aber auch praktische Themen 
kommen auf den Tisch. Die Auszubildenden 
lernen zum Beispiel, wie sie mit Konflikten 
am Arbeitsplatz umgehen oder zur Stärkung 
eines diversen Arbeitsumfeldes beitragen.

Ein Jahr lang hat die Stiftung an den In-
halten für das Stipendium gefeilt. Sie lässt die 
ersten Jahrgänge wissenschaftlich begleiten, 
um das Angebot künftig weiter zu verbessern. 

„Über unsere Netzwerke und die Gewerkschaf-
ten haben wir zudem Zugang zu Betrieben 
und Unternehmen“, sagt Stefanie Nartschik-

TiBB-Geförderte mit Ralf Richter, Abteilungsleiter Studienförderung, beim Einführungsseminar
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Mikami. „Viele Betriebsratsgremien haben 
unser neues Angebot unter ihren Auszubil-
denden publik gemacht.“ Auch betriebliche 
Akteure sollen die Fähigkeiten der Azubis 
einschätzen. Um für ein Stipendium ausge-
wählt zu werden, müssen die jungen Men-
schen gute Fachkenntnisse und großes gesell-
schaftliches Engagement vorweisen. Am Ende 
der Bewerbung steht ein Auswahlwochenen-
de. Die Auszubildenden müssen sich dort in 
Teamarbeit und bei Rollenspielen bewähren. 

Emma Holzer ist dies gelungen. Die an-
gehende Feuerwehrfrau gehört zu den 50 
jungen Menschen, die sich von ursprünglich 
350 im Auswahlverfahren durchgesetzt haben. 
Auf die kommenden Seminare freut sie sich 
bereits. „Alle Teilnehmer haben Lust darauf, 
das hat man schon beim Auswahlwochenen-
de gespürt“ sagt sie. 

� Von Andreas Schulte
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KURZ GEMELDET 

Max Keck hat zu Jahres-
beginn als Referent für 
Datenerhebung, -analy-
se und Projektmanage-
ment im I.M.U. angefan-
gen. Der Soziologe 
kommt von der Univer-
sität Duisburg-Essen 
und ist Experte für 

Sozialforschung und Datenanalyse. „Mich treibt 
die Übersetzung wissenschaftlichen Wissens in 
praktische Kontexte um“, sagt der Münsteraner. 
Keck reist gerne, geht boxen und bouldern und 
ist technisch interessiert. 

Datenfachmann
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AUSBILDUNG

80. GEBURTSTAG VON HEIDE PFARR

Kaum eine Rednerin oder ein Redner benutzte nicht diese Beschreibung: 
Mit „revolutionärer Geduld“ habe Heide Pfarr jahrzehntelang für Gleich-
stellung in der Arbeitswelt gekämpft und tue es ja noch immer. Die ehe-
malige Direktorin des Wirtschafts- und Sozialwissenschaftlichen Instituts 
(WSI) der Hans-Böckler-Stiftung, langjährige Professorin für Recht an der 
Hamburger Universität und Politikerin feierte im vergangenen Jahr ihren 
80. Geburtstag. Aus diesem Anlass hatte die Stiftung gemeinsam mit der 
Universität Kassel Mitte Januar zu einem Symposium nach Berlin einge-
laden. Unter dem Titel „Feministische Perspektiven auf Arbeitswelt und 
Arbeitsrecht“ würdigten die Rednerinnen und Redner nicht nur den un-
ermüdlichen Einsatz Heide Pfarrs für die Gleichstellung, sie diskutierten 
auch über Erfolge und vieles, was in Sachen Gleichstellung noch erkämpft 
werden muss. 

Durchblick im Tarifdschungel 

Mit revolutionärer Geduld
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Dana-Sofia Scheeres (l.) und Lisa Brinkschulte erklären das Tarifvertragsgesetz.

„Schwarzbrot“ nennen Journalisten erklärende Texte, die zugleich wichtig 
sind, aber mitunter trocken daherkommen. Die Erläuterung des Tarifver-
tragsgesetzes dürfte dazugehören. Dass auch Auszubildende der Stiftung 
in der Lage sind, „Schwarzbrot“ appetitlich aufzubereiten, haben Lisa 
Brinkschulte und Dana-Sofia Scheeres bewiesen. In ihrem Azubi-Projekt 
standen sie vor der Aufgabe, etwa die sinkende Tarifbindung verständlich 
darzustellen. Ein halbes Jahr lang haben sie jeden Montag an ihrer Auf-
gabe getüftelt: „Die drei oder vier Wochenstunden, die der Ausbildungs-
plan für das Projekt vorsieht, haben nicht immer ausgereicht, aber am 
Ende hat es richtig Spaß gemacht“, sagt Lisa Brinkschulte. Herausgekom-
men sind ein Buch und eine Powerpoint-Präsentation, die ähnlich wie 
ein Quiz funktioniert. „Was wir an Techniken gelernt haben, kann man 
auch für die Weiterbildung brauchen“, sagt Dana-Sofia Scheeres. 

Bilder unter: 
Feministische Perspektiven auf Arbeitswelt 
und Arbeitsrecht, Hans-Böckler-Stiftung�

Antonia Seeland wech-
selt innerhalb des Hugo 
Sinzheimer Institutes 
(HSI) auf eine neue Stel-
le: Seit Januar unter-
stützt sie das Institut als 
Referentin für Transfer, 
zuvor war sie dort als 
wissenschaftliche Refe-

rentin für Europäisches Arbeits- und Sozialrecht 
aktiv. Atonia Seeland hat schon in dieser Zeit 
gelegentlich mit der Redaktion des Magazins 
Mitbestimmung zusammengearbeitet. 

Transferspezialistin
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JOANA-LORINA HILGERT 
ist seit Anfang Februar 
Referentin im China-
kompetenz-Projekt. Die 
Hans-Böckler-Stiftung 
ist seit 2020 für das  
Projekt der 13 akademi-
schen Begabtenförde-
rungswerke und neuer-

dings der Stiftung Begabtenförderung berufliche 
Bildung zuständig.  Hilgert hat in Trier Sinologie 
studiert, mit einem Master abgeschlossen und 
sich für eine Promotion zum Thema „Chinesi-
sche Desinformation in China und Deutschland“ 
eingeschrieben – ein Ziel, das sie weiter verfol-
gen will. Hilgert stammt ursprünglich aus Kusel 
in Rheinland-Pfalz und hat bereits im China-
Kompetenzprojekt der „Schülerakademie China“ 
China-Kompetenz vermittelt. 

China-Expertin
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Thema: Demokratisierung der Wirtschaft

Fotos: privat (1, 2, 3, 5), Ulrich Baatz (4, 11, Karsten Schöne (6, 7, 8, 9, 12), Frank Rumpenhorst (6, 13)

Von Fabienne Melzer

STIFTUNG Auf welche Errungenschaften können Gewerkschaften zurückblicken? Wie entwickelt sich Mitbestim-
mung durch technologischen Wandel? Oder welche neuen Formen der Beteiligung im Betrieb gibt es? An diesen 
und anderen Fragen arbeiten Menschen in der Stiftung.

STEFAN LÜCKING leitet in der 
Forschungsförderung das 

Referat Mitbestimmung 
und Arbeitswelt im 
Wandel. Zu seiner 
Arbeit gehören auch 
Projekte, die neue 

Formen der Demo
kratisierung unter

suchen – insbesondere 
in der digitalen Wirtschaft.

AMANDA WITKOWSKI  
gehört auch zum Refe-

rat Gewerkschaftliche 
Erinnerungskulturen.

JULE EHMS  
arbeitet ebenfalls 
im Referat  
Gewerkschaftliche 

Erinnerungskulturen. 

DIETER POUGIN leitet das Referat 
Gewerkschaftliche Erinnerungs-
kulturen. Die Arbeit soll an die 

gesellschafts-, sozial- und tarif-
politischen Erfolge von Ge-

werkschaften erinnern und 
die Ideen und Werte der sozia-
len Demokratie im öffentlichen 

Bewusstsein verankern. 

3

6

5

1 

2

4

JENS BECKER leitet das Referat  
Promotionsförderung in der  
Studienförderung und hat  
verschiedene Seminare zur  
Demokratisierung der Wirt- 
schaft gegeben. 

MANUELA MASCHKE koordiniert 
die Förderlinie Transformation 
in der Forschungsförderung. 
Sie entwickelt betriebliche und 
regionale Praxisprojekte mit 
dem Ziel, Mitbestimmung zu 
stärken und Veränderungspro-
zesse zu gestalten.
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WIR – DIE HANS-BÖCKLER-STIFTUNG

Die Formen der 
Zusammenarbeit in 
der Hans-Böckler-
Stiftung sind kom-
plex und vielfältig. 
Dieses Format stellt 
ausschnitthaft und 
ohne Anspruch auf 
Vollständigkeit Be-
schäftigte vor, die an 
einem Querschnitts-
thema arbeiten.

SEBASTIAN SICK  
Sebastian Sick setzt 

sich als Mitglied der 
Regierungskommission 

Deutscher Corporate 
Governance Kodex für Stake- 

holderorientierung und Mit 
bestimmung im Aufsichtsrat  
als demokratisches Element  
der Unternehmensführung ein.

JAN-PAUL GIERTZ beschäftigt sich am I.M.U.  
mit Personalmanagement als einem Aspekt  

mitbestimmter und demokratischer  
Unternehmensführung. In seiner Netz-
werkarbeit und Forschung geht es unter 
anderem um die wirtschaftsdemo
kratischen Errungenschaften der  
Montanmitbestimmung.

MAXI LEUCHTERS arbeitet am 
I.M.U. unter anderem zur 

Unternehmensmitbestim-
mung in Banken und  

Versicherungen.

NILS WERNER wertet am 
I.M.U. unter anderem  
Betriebs- und Dienstverein-
barungen beispielsweise 
zur digitalen Transformati-
on aus, ein wichtiges  
Instrument betrieblicher 
Demokratie.

LAURENS BRANDT  
erforscht am 

Hugo Sinzheimer 
Institut (HSI), wie 
Mitbestimmung in 

Zeiten von Digitalisie-
rung, Globalisierung 
und Umstrukturierungen 

weiterentwickelt werden sollte.

WOLFRAM 

BREHMER  
erstellt am Wirt-

schafts- und Sozial-
wissenschaftlichen Institut 
(WSI) in regelmäßigen Ab-
ständen die Betriebs- und 
Personalrätebefragung.

8

9 

10

11

12

13

7

KATHARINA RUHWEDEL ist Doktoran-
din am HSI und beschäftigt sich 
unter anderem mit Angriffen von 
Arbeitgebern auf die betriebliche 
Mitbestimmung.
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ALTSTIPENDIATEN DER STIFTUNG

Von Joachim F. Tornau – Foto Cordula Kropke

Gibrail Heinschke entscheidet am Hamburger Sozialgericht über Bürgergeld oder Pflegegrade. Gerechtigkeit be-
deutet für ihn, dass sich Bürger und Behörden verstanden fühlen und auch ein negatives Urteil nachvollziehen 
können.

Der Unabhängige 

E
inmal hat ihm das Kind einer Kläge-
rin ein Bild gemalt. Als Spiderman 
ist Gibrail Heinschke darauf ge-
zeichnet, daneben steht: „Unser Su-

perheld“. Heinschke ist Richter am Sozial-
gericht in Hamburg, er hatte einem Eilantrag 
der Bürgergeldempfängerin gegen das Job-
center stattgegeben, das einen Umzug der 
Familie nicht hatte bewilligen wollen. „Als 
Richter“, sagt der 31-Jährige, „kann ich einen 
Beitrag leisten zum gesellschaftlichen Zu-
sammenhalt. Gerade in den heutigen Zeiten 
ist das wichtig.“ Das gilt für ihn nicht nur, 
wenn er Menschen helfen kann. Sondern 
auch, wenn die Gesetze das nicht zulassen.

„Natürlich ist es meine primäre Aufga-
be, Rechtsstreitigkeiten zu erledigen“, sagt 
Heinschke. „Aber ich will auch dafür sor-
gen, dass sich die Bürgerinnen und Bürger 
gehört fühlen. Dass sie die Entscheidung, 
die ich treffe, verstehen. Und dass sie nach 
der Verhandlung das Gefühl haben: Der 
Rechtsstaat war für mich da.“ Einen besse-
ren Ort als das Sozialgericht, wo es oft um 
existenzielle Fragen geht, die Hälfte der 
Klägerinnen und Kläger jedoch nicht an-
waltlich vertreten ist, hätte er sich dafür 
kaum aussuchen können.

Heinschke, Sohn eines zur libyschen 
Exilopposition gehörenden Volkswirts und 
einer Dolmetscherin, nennt sich einen 
„Hamburger Jung“. In der Hansestadt an der 
Elbe ist er geboren und aufgewachsen. Hier 
hat er Jura studiert, mit einem Stipendium 
der Hans-Böckler-Stiftung, hier ist er Rich-

ter geworden. Er möge die große Unabhän-
gigkeit des Richterberufs, sagt er. Dass er, 
anders als in anderen Juristenjobs, weder 
an Mandanteninteressen noch an Wirt-
schaftlichkeit gebunden sei. „Ich verhandle 
auch über 30 Euro, wenn es erforderlich ist.“

Seine Zuständigkeit für Rechtsstreits 
um das Bürgergeld – für die Grundsiche-
rung, wie es offiziell heißt – hat Heinschke 

mittlerweile zwar vorübergehend abgege-
ben: Zwei Jahre lang ist er abgeordnet wor-
den, ein bundesweites Projekt zur Digitali-
sierung der Justiz fachlich zu begleiten, es 
geht um die elektronische Akte. Doch ihm 
war wichtig, trotzdem noch weiter Recht 
zu sprechen. Und zu erklären. Er tut das 
jetzt sozusagen in Teilzeit in einer Kammer, 
die sich um Fragen der Pflegeversicherung 
kümmert. Um Pflegegrade zum Beispiel. 

In Heinschkes Büro hängen Fotos an 
der Wand, die er in den USA gemacht hat. 

Fast zehn Jahre sind sie alt, der junge Jura-
student absolvierte damals ein Auslandsse-
mester an der Georgetown University in 
Washington, D. C. „Das war, kurz nachdem 
Donald Trump seine erste Präsidentschafts-
kandidatur angekündigt hatte“, erinnert 
sich der Richter. „Und es war in Washing-
ton für uns alle undenkbar, dass er gewählt 
werden könnte.“ 

Auch der Aufenthalt in den USA ist 
Heinschke von der Hans-Böckler-Stiftung 
ermöglicht worden. „Ich bin der Stiftung 
zutiefst dankbar für die vier Jahre, die sie 
mich gefördert hat“, sagt er. Um etwas zu-
rückzugeben, nimmt er regelmäßig an Tref-
fen heutiger Stipendiaten teil, gibt ihnen 
Tipps für Examensphase und Prüfungen. Als 
er selbst Referendar war, engagierte er sich 
als Vorsitzender des Personalrats der Rechts-
referendare – eine Besonderheit der Ham-
burger Justiz – und bemühte sich darum, 
die Ausbildung unter den schwierigen Be-
dingungen der Coronapandemie aufrecht-
zuerhalten. „Mitbestimmung und soziale 
Gerechtigkeit sind mir wichtig“, sagt er. 

Als Richter urteilt er nach Recht und 
Gesetz, auch wenn er manche gesetzgebe-
rische Entscheidung vielleicht hart finden 
mag. Doch das bedeutet nicht, dass er seine 
Werte und seine Haltung an der Gerichts-
pforte abgibt. „Jeder Richter und jede Rich-
terin hat einen Erfahrungsschatz, der die 
Entscheidungen prägt“, erklärt er. „Sich das 
bewusst zu machen, ist das, was ich unter 
Richterethik verstehe.“ 
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Richter Gibrail Heinschke verhan-
delt auch Streitwerte von 30 Euro.
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EVENTS  TERMINE, DIE SICH LOHNEN

„Glück auf“ im staatlichen Museum für 
Archäologie in Chemnitz (smac), das mit 
einer besonderen Ausstellung sein zehn-
jähriges Bestehen feiert. „Silberglanz und 
Kumpeltod“ zeigt auf 1000 Quadratme-
tern mit 380 Exponaten die verschiedenen 
Facetten des Bergbaus. Ein Schwerpunkt 
liegt auf der Arbeit im Erzgebirge.

 Seit der Bronzezeit bringt der Berg-
bau den Menschen Wohlstand. Doch 
Kritiker verbinden mit ihm heute auch 
große Umweltschäden. „Unsere Art, zu 
leben, würde ohne Bergbau nicht funkti-
onieren“, sagt Ausstellungsleiter Jörg 
Beutmann. Zwar sei der Bergbau in Mit-
teleuropa kaum mehr vorhanden, den-
noch bleibt seine Bedeutung ungebro-
chen. Heute kommen die Rohstoffe aus 
Bergwerken in anderen Teilen der Welt. 

„Den Bergbau zu bashen ist verlogen“, sagt 
Beutmann. „Wir brauchen ihn.“

Die Ausstellung zeigt die Entwick-
lung und die gesellschaftlichen Einflüsse 
dieser Rohstoffgewinnung von den An-
fängen bis in die Gegenwart. Sie stellt die 
Frage, wo wir wohl in Zukunft Rohstoffe 
herbekommen, um die anstehenden 
Transformationen zu bewältigen. 

Ohne Bergbau geht  
es nicht 

Bis 29. Juni 2025
in Chemnitz
Info:�

„Lerne Neues über Gleichstellung im Job und  
privat. Lass dich von ausgewählten Expertinnen 
inspirieren und empowere dich in unseren Work-
shops. Bildet Banden!“ Diese Veranstaltung rich-
tet sich an junge Frauen, die am Anfang oder 
mitten im Berufsleben stehen und sich gemein-
sam für Geschlechtergerechtigkeit starkmachen.

29. März 2025 
in Berlin

Fo
to

:  

Streikrecht verteidigen
Wie bedroht ist das Streikrecht in Euro-
pa? Welche Gegenstrategien empfehlen 
sich? Dies erörtert eine Konferenz der 
European Lawyers for Workers im Bun-
desvorstand des DGB in Berlin. In vier 
Sessions analysieren die Teilnehmerin-
nen und Teilnehmer die Bedrohungen 
und leiten juristische Gegenmaßnahmen 
ab. Die Veranstaltung findet simultan auf 
Deutsch, Englisch und Spanisch statt. 
 

Info und Anmeldung:�  

28. Februar bis 1. März 
in Berlin

Der große Tag von  
„Was verdient die Frau?“

Szenarien-Entwicklung 
Da keiner die Zukunft mit Gewissheit 
vorhersehen kann, sollten die Akteurin-
nen und Akteure der Mitbestimmung 
Entscheidungen im Unternehmen gut 
vorbereiten. Die zweitägige Böckler-Ver-
anstaltung für Aufsichtsräte bietet einen 
Einstieg in die praktische Arbeit mit  
Zukunftsszenarien. Sie hilft, handlungs- 
und entscheidungssicherer zu werden.

1./2. April 2025 in Düsseldorf
Stefanie Ummelmann, I.M.U. 
Telefon: 02 11/77 78-310 
stefanie-ummelmann@boeckler.de

Seminare für Aufsichtsräte:

Vorstandsvergütung
Welche gesetzlichen und regulatorischen 
Anforderungen herrschen bei der Vor-
standsvergütung? Welche Aufgaben und 
Möglichkeiten haben Aufsichtsräte bei 
der Gestaltung eines Vergütungssystems? 
Welche Rolle spielen Berichtspflichten? 
Das Böckler-Seminar für Aufsichtsräte 
setzt unter anderem auf Best-Practice-
Berichte zur Entwicklung eigener Vor-
schläge.

19. März 2025, online (9-13 Uhr)

Arbeit in der Fleischindustrie
Das Arbeitsschutzkontrollgesetz stärkt 
seit 2021 die Rechte von Beschäftigten in 
der Fleischindustrie. Das WSI hat unter-
sucht, wie sich die Arbeitsbedingungen 
seitdem verändert haben. Die Abschluss-
konferenz des Projekts „Neuordnung der 
Arbeitsbedingungen am Beispiel der 
Fleischindustrie“ stellt die Ergebnisse  
vor und stellt die Frage nach der Über-
tragbarkeit auf andere Branchen.

27./28. März in Berlin
Serife Erol, WSI 
Telefon: 02 11/77 78-163 
serife-erol@boeckler.de

Info und  
Anmeldung: �
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ZUR SACHE  DARÜBER SOLLTEN WIR REDEN

W
ir kennen es aus der Sportgruppe, vom 
Elternabend und auch vom Arbeits-
platz: Die aufgeregten Debatten in den 

sozialen Medien springen auf die reale Welt 
über. Auch die AfD als parteipolitischer Arm 
der Rechten, die mit Errungenschaften wie 
Tarifverträgen oder der betrieblichen Mitbe-
stimmung nicht viel am Hut hat, wie eine 
aktuelle Veröffentlichung des HSI zeigt, 
mischt kräftig mit.  

Doch können private Äußerungen im 
Netz auch arbeitsrechtliche Konsequenzen 
haben? Diese Frage wird zumindest immer 
häufiger vor den Arbeitsgerichten verhan-
delt. Nicht immer enden die Verfahren mit 
einem Urteil – so ist über das arbeitsrechtli-
che Nachspiel der unsäglichen Sylt-Videos 
nichts bekannt. In einigen Fällen hingegen 
haben Arbeitsgerichte die Grenzen der Mei-
nungsfreiheit im Arbeitskontext ausgelotet. 

Vor dem Arbeitsgericht Köln ging es in 
erster Instanz um das von Rechtsextremen 
initiierte „Potsdamer Treffen“, auf dem über 
massenhafte Abschiebung gesprochen wur-
de. Eine Verwaltungsangestellte der Stadt 
Köln, die daran in ihrer Freizeit teilgenom-
men hatte, wehrte sich gegen ihre fristlose 
Kündigung. Beim Arbeitsgericht hatte sie 
damit Erfolg. In manchen Fällen – etwa für 
bestimmte Beschäftigtengruppen des öffent-

lichen Dienstes – kann sich zwar eine soge-
nannte gesteigerte Treuepflicht ergeben, 
auch in der Freizeit für die freiheitlich-
demokratische Grundordnung einzustehen. 
Für die Klägerin galt dies aber aufgrund der 
von ihr übernommenen Aufgaben nicht.

Mehrere Entscheidungen drehen sich 
um Hetzbeiträge im Internet. Hier zeigt sich, 
dass die Digitalisierung einerseits Hemmun-
gen abbaut und Manipulationen erleichtert, 
gleichzeitig wird Kommunikation aber auch 
besser dokumentiert als das gesprochene 
Wort. Wenn ein Beschäftigter außerhalb des 
Dienstes Hetznachrichten verbreitet, ist dies 
den Arbeitsgerichten zufolge aber nur rele-
vant, wenn er einen Bezug zum Arbeitgeber 
herstellt. Dafür genügt es, dass bei einem 
Social-Media-Post der Arbeitgeber erkenn-
bar gemacht wird, sei es durch das Tragen 
von Dienstkleidung auf dem Profilbild oder 
durch eine Erwähnung des Arbeitgebers. Ob 
der Post dann eine Kündigung rechtfertigt, 
hängt vom Einzelfall ab.

In geschlossenen WhatsApp-Gruppen 
führt sogar strafrechtlich relevantes Verhal-
ten nicht zwingend zu arbeitsrechtlichen 
Konsequenzen, selbst in Gruppen unter Kol-
leginnen und Kollegen. Für die Gerichte 
spielt es etwa eine Rolle, ob die Mitglieder 
davon ausgehen durften, dass Stillschweigen 

gewahrt wird. Das Bundesarbeitsgericht hat 
aber entschieden, dass es dafür bei Social 
Media gesonderter Anhaltspunkte bedarf. Es 
hat unter anderem darauf abgestellt, dass die 
Mitglieder der Gruppe nicht davon ausge-
hen konnten, dass krass menschenverachten-
de Sprüche geheim bleiben, zumal Apps wie 
WhatsApp gerade darauf angelegt sind, In-
halte zu teilen und weiterzuleiten.

Dieses Beispiel zeigt, dass arbeitsrechtli-
che Instrumente gegen rechte Hetze durch-
aus ambivalent sind. Denn natürlich sollten 
private Chats privat bleiben und vom Arbeit-
geber nicht als Kündigungsgrund genutzt 
werden. Auch können arbeitsrechtliche Kon-
sequenzen gegen Spaltung und Hetze am 
Arbeitsplatz nur ein Element sein. Mindes-
tens ebenso wichtig ist es, wie Kolleginnen 
und Kollegen auf unpassende Kommentare 
reagieren und wie Mitbestimmung im Be-
trieb gelebt und gestärkt werden. Betriebs-
räte haben Instrumente, um Integration und 
Zusammenarbeit zu fördern. Unteilbare 
Solidarität ist seit jeher der Grundgedanke 
kollektiver Interessenvertretung. 

ERNESTO KLENGEL ist Direktor des Hugo Sinz-
heimer Instituts für Arbeits- und Sozialrecht.

Arbeitsgerichte urteilen über 
private Aussagen im Netz."
ERNESTO KLENGEL erörtert das Für und Wider arbeitsrechtlicher Konsequenzen als Mittel gegen Hetze.
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Zusammenarbeit blieb freilich auf Lohn- und Sozialpolitik 
beschränkt. Die Studie über die Harpener Bergbau AG doku-
mentiert die für den gesamten Bergbau entschieden konfron-
tative Haltung der Unternehmensleitungen. Eine Ausnahme 
für den Bergbau bildete der gemeinwirtschaftliche Sonderfall 
der Preußischen Bergwerk- und Hütten-Aktiengesellschaft, die 
zum Mitbestimmungsvorbild in der Weimarer Republik wur-
de. Die Studie über die Commerzbank schildert exemplarisch 
die konfrontative Politik der Großbanken gegen Mitarbeiter-
vertretungen, deren Einflussnahme auf die Unternehmenspo-
litik ausgeschaltet, zumindest aber geschmälert wurde.     

Einen bedeutenden Unterschied konstatiert Milert in der 
Praxis der Unternehmen der sogenannten alten und der mo-
dernen, neuen Industrien wie Chemie oder Elektrotechnik, die 
sich pragmatischer verhielten. Wie Siemens und die IG  Farben 
zeigen, arrangierten sich deren Unternehmensleitungen mit 
den neuen Bedingungen und schlugen einen Kooperationskurs 
ein. Ihre Rolle im Aufsichtsrat beurteilten die entsandten Be-
triebsräte selbst als Schule ökonomischer Vernunft durch die 
Schärfung ihres betriebswirtschaftlichen Wissens und einen 
besseren Einblick in die allgemeine Betriebsratsarbeit. Milert 
füllt zweifellos eine Forschungslücke. Er kommt zu dem Schluss, 
dass die Anfänge der Unternehmensmitbestimmung bei allen 
Widrigkeiten ein nachhaltiges Element der Demokratisierungs-
bilanz der Weimarer Republik waren, auf dem in der Bundes-
republik aufgebaut werden konnte. �  

� Von Walther Müller-Jentsch    

Fazit

BLICK IN DIE AUFSICHTSRATSARBEIT 
DER 1920ER UND 1930ER JAHRE

Mit einer Monografie über die 
Weimarer Betriebsräte in den 
Aufsichtsräten von Kapitalgesell-
schaften führt uns der Historiker 
Werner Milert mitten hinein in 
die Frühzeit der Unternehmens-
mitbestimmung. Schon das Be-
triebsrätegesetz von 1920 hatte 
ein Ausführungsgesetz über die 
Entsendung von Betriebsräten in 
den Aufsichtsrat vorgeschrieben.  
Am 1. Februar 1922 verabschie-

dete der Reichstag das Gesetz zur Entsendung von Betriebs-
ratsmitgliedern in den Aufsichtsrat. Milert sieht darin die 

„Geburtsstunde der Unternehmensmitbestimmung in Deutsch-
land“. Wie schon das Betriebsrätegesetz selbst stieß auch das 
Ausführungsgesetz auf massiven Widerstand der Unternehmer-
schaft, der auch nach der Verabschiedung andauerte. In den 
meisten Unternehmen lief das auf eine Kaltstellung der ent-
sandten Betriebsratsmitglieder hinaus. Als probates Kampfmit-
tel der Unternehmer erwies sich die Praxis, wichtige Entschei-
dungen in gesonderten Ausschüssen zu treffen, in denen die 
Betriebsratsmitglieder nicht vertreten waren.  

In sechs Fallstudien präsentiert der Autor ein Spektrum 
unterschiedlicher Verfahrensweisen in den Unternehmen, da-
runter die der familiengeführten Unternehmen Krupp und 
Siemens. Bei Krupp war der Aufsichtsrat ohnehin kein zentra-
les Entscheidungsgremium. Umso stärker traf das Verdikt der 
Entscheidungslosigkeit die entsandten Betriebsratsmitglieder. 
Sie gehörten weder den relevanten Ausschüssen an noch wur-
den sie zu den Vorbesprechungen der Aufsichtsratssitzungen 
eingeladen. Ihre Rolle beschränkte sich auf die „von Zuhörern, 
Bittstellern und Danksagern“. Bei Siemens hingegen war das 
Verhältnis zwischen dem Aufsichtsratsvorsitzenden und dem 
entsandten Vorsitzenden des Gesamtbetriebsrats „von gegen-
seitigem Vertrauen und Respekt geprägt“. Diese von Werner 
Milert als einzigartig für die Weimarer Großbetriebe bewertete 

Mitbestimmung der ersten Stunde 

GESCHICHTE  Werner Milert nimmt uns mit zu den Anfängen der Unternehmensmitbestimmung in der 
Weimarer Republik. Sie war unvollkommen, aber doch ein nachhaltiges Element der Demokratisierung. 

GELESEN  AUF VERLORENEM POSTEN?

Werner Milert: Auf verlorenem Posten? Die Praxis der Betriebs-
räte in den Aufsichtsräten in der Weimarer Republik. Köln, 
Böhlau 2024. 323 Seiten, 49 Euro
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Die SPD-nahe Friedrich-Ebert-Stiftung ist 
die älteste Parteistiftung Deutschlands. Ein 
Buch zum runden Geburtstag lädt zu einer 
Reise durch ein Jahrhundert Stiftungs
geschichte ein. Es erzählt von den Anfän-
gen der Studienförderung in den 1920er 
Jahren und der Bildungsarbeit heute, von 
der Arbeit der Stiftung beim Aufbau einer 
demokratischen Gesellschaft in West-

deutschland nach dem Zweiten Weltkrieg und, ab 1989, im wieder-
vereinigten Deutschland. Es gibt Einblicke in das weltweite Engage-
ment der Stiftung, in ihre historische Forschung und in ihr 
gesellschaftspolitisches Engagement, das den Grundwerten Freiheit, 
Gerechtigkeit und Solidarität verpflichtet ist. Alle, denen ein Buch 
zu dick ist, können den Online-Zeitstrahl auf der Website der Stiftung 
(fes.de/100-jahre/unsere-geschichte) nutzen.  
� Von Kay Meiners

Friedrich-Ebert-Stiftung (Hrsg.): Sozial. Demokratisch. Engagiert.
100 Jahre Friedrich-Ebert-Stiftung. Bonn, J.H.W. Dietz Nachf. 2024. 
244 Seiten, 24 Euro 

100 Jahre Friedrich-Ebert-Stiftung DREI FRAGEN AN KALLE KUNKEL

Für wen haben Sie das Buch geschrieben ?
Das Buch soll vor allem einen praktischen Mehrwert für 
die Ehren- und Hauptamtlichen haben, die die Kämpfe 
führen oder geführt haben. Ich habe den ersten Streik für 
Personalstandards mitorganisiert. Als wir damals an der 
Charité begonnen haben, wollten wir im Betrieb Verbesse-
rungen erreichen. Zugleich war uns klar, dass die schlechten 
Arbeitsbedingungen Teil des neoliberalisierten Kranken- 
hauswesens sind. Ich wollte analysieren, welche Herausfor-
derungen und Widersprüche es mit sich bringt, Tarifkämp-
fe im Korsett des deutschen Streikrechts zu führen. 

Was können Arbeitskämpfe erreichen?
Arbeitskämpfe sind ein mächtiges Instrument, um ökono-
mischen Druck für Interessen zu entfalten. Ich zeige in dem 
Buch aber auch, dass ein wesentliches Element neoliberaler 
Regierungstechnik ist, die Handlungsfähigkeit jener Ak-
teure zu reduzieren, die etwa durch einen Streik politisch 
unter Druck gesetzt werden können. Diese institutionelle 
Verriegelung wird politisch und rechtlich hergestellt. Das 
Aufbrechen dieser Verriegelung muss in dieser Konstella-
tion Teil der Streikstrategie sein. Deshalb spreche ich von 
einem politischen Tarifkonflikt.

Wie geht es mit der Krankenhausreform weiter?
Die Reform zusammen mit der Unterfinanzierung wird 
zahlreiche Krankenhäuser finanziell unter Druck setzen. 
Ich rechne deshalb mit zunehmenden betrieblichen Kon-
flikten, wenn Geschäftsleitungen versuchen, diesen wirt-
schaftlichen Druck auf die Beschäftigten abzuwälzen. 

Die Fragen stellte Kay Meiners.
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Kalle Kunkel, Gewerkschafter bei Verdi und Autor eines Buchs über 
Arbeitskämpfe im Gesundheitswesen

Wovon genau ist die Rede, wenn über Ar-
beit gesprochen wird? In seinem Essay 
verknüpft der amerikanisch-britische Phi-
losoph Raymond Geuss, Sohn einer Stahl-
arbeiterfamilie aus Pennsylvania, Biogra-
fisches mit grundsätzlichen Betrachtungen. 
Der autobiografische, essayistische Ansatz 
lässt das Buch reizvoll für einen breiten 
Leserkreis erscheinen. Geuss definiert Ar-
beit im Sinne alter Industriearbeit. Das ist  
biografisch verständlich, greift aber am 
Ende zu kurz.  Auch auf die Frage, wie 

eine moderne, menschenwürdigere Arbeitswelt aussehen kann, findet 
Geuss keine innovative Antwort – er prophezeit, dass die „klassische“ 
Arbeit verschwindet und die Arbeitswelt sich zu einem „postindust-
riellen Äquivalent einer Sammler- und Jägerexistenz“ entwickelt.  
� Von Dirk Manten

Essay über die Arbeit

Raymond Geuss: Über die Arbeit. Ein Essay. Hamburg, Hamburger 
Edition 2023. 200 Seiten, 15 Euro
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Sie wollen mehr Publikationen aus 
der Hans-Böckler-Stiftung?

 Besuchen Sie boeckler.de (Veröffentlichungen).

Die Alternative für Deutsch-
land (AfD) präsentiert sich rhe-
torisch zwar als Arbeiterpartei, 
verschiedene Analysen zeigen 
aber, dass sie vielmehr eine Po-
litik gegen die Interessen von 
Beschäftigten vertritt. Eine sys-
tematische Analyse der Arbeits-
rechtspolitik der Rechtsaußen-
partei legt Michael Barthel nun 
nach. Sein Ergebnis: Die AfD 

hat zwar kein ausgearbeitetes Konzept zu Fragen des kol-
lektiven Arbeitsrechts, eine Analyse von Reden und Positi-
onspapieren zeigt aber, dass die Mitbestimmung und die 
Stellung von abhängig Beschäftigten durch eine AfD-Re-
gierung geschwächt würden.

Insgesamt habe die Partei bisher selten Anträge im Be-
reich des Arbeits- und Sozialrechts gestellt. Einzelne Abge-
ordnete treten bei dem Thema jedoch regelmäßig in Erschei-
nung, wie etwa Jürgen Pohl aus Thüringen, der auch im 
Bundestagsausschuss für Arbeit und Soziales sitzt. Er zeich-
ne „das Bild eines entgegenkommenden Betriebsrats, dessen 
vorderstes Ziel es ist, gemeinsam mit dem Arbeitgeber die 
wirtschaftlichen Interessen des Unternehmens zu verfolgen, 
um so vor allem deutsche Unternehmen im internationalen 
Wettbewerb zu stärken“.

Die AfD sehe systematische Interessenwidersprüche mit 
ausländischen Akteuren, der Europäischen Union sowie mit 
gesellschaftlichen Eliten, zu denen sie sowohl die anderen, 
insbesondere linken Parteien als auch die Gewerkschaften 
zählt. Daraus schlussfolgert Barthel, dass die Partei sich zwar 
rhetorisch an Lohnabhängige wendet, die realen Forderun-
gen der Partei jedoch darauf abzielen, deren Gegenmacht, 
sprich ihre Interessenvertretung, zu beschneiden. 

Besonders deutlich wird das an zwei Punkten. So fordern 
Teile der AfD, dass auch Betriebsräte Tarifverträge abschlie-
ßen dürfen. Das würde laut Barthel branchenweiten Tarif-
verhandlungen schaden und so eine der zentralen Errun-
genschaften der Arbeiterbewegung beschneiden. Außerdem 
wollen AfD-Politiker das Streikrecht, „die wesentliche Quel-
le jeglicher kollektiven Macht der Lohnabhängigen“, be-
schränken. Für Barthel zeigt die Analyse, dass es sich bei der 
AfD mitnichten um eine Arbeiterpartei handelt.  
� Von Marius Ochs

AfD gefährdet Mitbestimmung

Michael Barthel: Die AfD und das kollektive Arbeitsrecht.
HSI Working Paper Nr. 20, November 2024

Thilo Janssen/Maxi Leuchters: Zähne für den Tiger? Die Revision der 
Europäischen Betriebsräterichtlinie und ihre Bedeutung für Betriebs-
räte in Deutschland. WSI Policy Brief Nr. 86, Dezember 2024

Andrea Jochmann-Döll: Entgeltgleichheit – Wege zum Ziel. Der 
deutsche Beitrag zu einem nordisch-deutschen Kooperationsprojekt 
von Gewerkschaften. Working Paper Forschungsförderung Nr. 356, 
Oktober 2024

Frauen immer noch unterbezahlt

Von Geschlechtergerechtigkeit kann weder 
in Deutschland noch in nordischen Ver-
gleichsländern die Rede sein. Zu diesem 
Ergebnis kommt Andrea Jochmann-Döll. 
Frauendominierte Berufe seien bis heute 
unterbewertet, ein gewerkschaftlicher 
Kampf für höhere Löhne sei nötig. Bei der 
Entgelttransparenz hinke Deutschland 
mit seinem derzeitigen Gesetz den nordi-
schen Ländern allerdings hinterher.  
� Von Marius Ochs

Der Reformvorschlag der Europäischen 
Kommission für die Richtlinie für Euro-
päische Betriebsräte (EBR) könnte den 

„zahnlosen Tiger“ bissiger machen. Zu die-
sem Schluss kommen Thilo Janssen und 
Maxi Leuchters vom Wirtschafts- und So-
zialwissenschaftlichen Institut. Daher hal-
ten sie die geplante Reform für unterstüt-
zenswert, auch wenn sie hinter dem Vor-
schlag des Parlaments zurückbleibt. So 
muss ein multinationales Unternehmen 

künftig vor einer Entscheidung schriftlich und begründet auf Fragen 
eines EBR antworten. Arbeitgeber müssen aber nach wie vor EBR-
Stellungnahmen nicht verbindlich in Entscheidungen einbeziehen. 
� Von Marius Ochs

Europäische Betriebsräte mit Biss
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I
mmer, wenn im New Yorker Nacht-
club Café Society am Sheridan Square 
das Ende von Billie Holidays Auftritt 
naht, hören die Kellner auf, die Tische 

zu bedienen. Das Licht wird ausgeschaltet – 
bis auf einen einzelnen Spot auf die Sängerin. 
Holiday schließt die Augen, wie im Gebet 
versunken. Der Song, zu dem sie anhebt, be-
schwört eine ländliche Südstaatenidylle, in 
der die grausamsten Verbrechen stattfinden. 
Sie singt von den seltsamen Früchten, die in 
den Pappeln hängen. Über die Blätter rinnt 
Blut auf die Wurzeln, in der Brise des Südens 
schwingen schwarze Körper, an denen Krä-
hen picken. Sie braucht das Wort „Lynchmor-
de“ gar nicht zu erwähnen. 

Holiday besingt im Jahr 1939 ein Tabu
thema. Fast 4000 Menschen wurden in den 
USA seit Ende des 19. Jahrhunderts gelyncht. 
90 Prozent dieser Morde fanden in den Süd-
staaten statt, vier Fünftel der Opfer waren 
Afroamerikaner. Der Ort, an dem sie singt, 
versteht sich als politisch. Der Betreiber Bar-
ney Josephson setzt sich über die Rassenge-
setze hinweg und erlaubt, anders etwa als im 
berühmten Cotton Club, Schwarzen genauso 
Zutritt wie Weißen. 

Ihren bekanntesten Song hat ein Weißer 
geschrieben, der jüdische Lehrer Abel Meero-
pol, auch bekannt unter dem Pseudonym 

DAS POLITISCHE LIED

Das Lied hören:

Original, ohne Bewegtbild:�

Spätere Aufnahme mit
Bewegtbild und Werbung:�

Kürzer, aber ohne Werbung:�

ÜBER DIE BLÄTTER RINNT BLUT

Billie Holiday: Strange Fruit (1939)

Lewis Allan und Mitglied der kommunisti-
schen Partei. 1936 war er auf ein Bild des 
Fotografen Lawrence Beitler gestoßen, das die 
Lynchmorde an den schwarzen Teenagern 
Thomas Shipp und Abram Smith zeigte. Ver-
stört von dem Foto, schrieb Meeropol das 
Gedicht „Bitter Fruit“ und veröffentlichte es 
im Magazin der New Yorker Lehrergewerk-
schaft. Später komponierte er auch die Melo-
die und bot ihn über den Betreiber des Café 
Society Billie Holiday an.

Abel Meeropol steht in der McCarthy-Ära 
noch einmal in der Öffentlichkeit: Mit seiner 
Frau Anne adoptiert er 1953 die Kinder des 
auf dem elektrischen Stuhl hingerichteten 
Ehepaars Ethel und Julius Rosenberg, das 
beschuldigt worden war, für das sowjetische 
Atomprogramm zu spionieren.

Billie Holiday singt „Strange Fruit“ jeden 
Abend. Gerne hätte sie den Song bei Colum-
bia Records aufgenommen, doch ihre Plat-
tenfirma lehnt ihn ab: zu heikel. Schließlich 
nimmt sie ihn beim Label Commodore auf. 
Die Band ist ihr Orchester aus dem Nacht-
club. Produzent und Labelbetreiber Milt 
Gabler sagt später, er glaube, das sei die erste 
wirklich moderne Blues-Session gewesen.

„Strange Fruit“ gilt als der erste Song der 
Bürgerrechtsbewegung. Nach seinem Er-
scheinen erreicht er Platz 16 der US-ameri-

kanischen Pop-Hitparade. Noch im Jahr der 
Veröffentlichung schreibt die New York Post: 
„Wenn die Wut der Ausgebeuteten im Süden 
jemals groß genug wird, hat sie jetzt ihre Mar-
seillaise.“ 60 Jahre später kürt das Time Ma-
gazine die Originalaufnahme von „Strange 
Fruit“ zum Song des Jahrhunderts.

Der Vergleich zur Marseillaise hinkt ein 
bisschen. Zwar ist sie eine Art Prototyp des 
Protestsongs, der schlechte Arbeitsbedingun-
gen und Unterdrückung anprangert und zum 
Mitmarschieren aufruft. „Strange Fruit“ ist in 
seiner Ruhe aber aufwühlend. Der Musik
kritiker Dorian Lynsek drückt es so aus: 
„Strange Fruit“ war der Beweis, dass Protest-
songs Kunst sein können.  

Von Martin Kaluza 

Southern trees bear a strange fruit
Blood on the leaves and blood on the root

Black body swinging in the southern breeze
Strange fruit hanging from the poplar trees
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A
m 7. März ist Equal Pay Day in Deutsch-
land. Der Tag erinnert jedes Jahr an die 
Lohnlücke zwischen Männern und Frau-
en von derzeit 18 Prozent. Er markiert 

den Tag, bis zu dem Frauen arbeiten müssen, um 
das Einkommen zu erhalten, das Männer bereits 
am Ende des Vorjahres hatten. 

Die Seite wird betrieben vom Verein „Busi-
ness and Professional Women Germany“ (BPW), 
der den deutschen Equal Pay Day 2008 initiierte 
und Teil eines weltweiten Netzwerks für mehr 
Lohngerechtigkeit für Frauen ist. Auf der Seite 
können Mitstreiterinnen (und Mitstreiter) ihre 
Aktionsideen für den Tag eintragen und nachlesen, 
was in den verschiedenen Regionen geplant ist. 
Jemand hat die Idee eingetragen, am 7. März Lä-
den, Kinos oder Museen für einen 18-Prozent-
Rabatt für Frauen zu gewinnen und den Grund 
am Preisschild oder am Ticket zu vermerken. 

Die informative Seite benennt die wissen-
schaftlich erforschten Ursachen der Lohnlücke: 
Frauen arbeiten überdurchschnittlich häufig in 
schlechter bezahlten Branchen, sie machen selte-
ner Karriere und unterbrechen ihr Berufsleben 

Fazit

FUNDIERTER HINTERGRUND 
ÜBER DEN GENDER-PAY-GAP

Aktionen für gleiche Bezahlung

DURCHGEKLICKT

wegen der Kinder. Geschlechterstereotype beein-
flussen die Arbeitsbewertung und damit die Ent-
lohnung: Arbeit in der Kita etwa wird nicht als 
körperlich belastende Arbeit bewertet.  

Aber selbst wenn ein Mann und eine Frau 
exakt dieselbe Tätigkeit mit derselben Qualifika-
tion ausüben, bleibt eine Lücke von sechs Prozent. 
Die Frauen vom BPW wollen sich nicht mit dieser 
Lücke abfinden und schreiben: „Wenn eine Er-
werbsunterbrechung von Frauen aufgrund von 
Schwangerschaft und Geburt von Kindern einen 
Teil des Gender-Pay-Gaps erklärt, heißt das nicht, 
dass eine geringere Vergütung aufgrund dieser 
Erwerbsunterbrechung angemessen ist.“

Nur ein Kritikpunkt: Tarifverträge helfen, die 
Lohnlücke abzubauen – dieser wichtige Punkt 
fehlt auf der Seite.

� Von Gunnar Hinck

https://www.equalpayday.de/
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20 Jahre IMK
Das Institut für Makroökonomie und Konjunkturfor-
schung (IMK) wird 20 Jahre alt. Gründungsdirektor Gustav 
Horn und sein Nachfolger Sebastian Dullien blicken im 
sehr hörenswerten Podcast „Systemrelevant“ zurück auf 
bewegte Zeiten und stellen das Besondere des Instituts vor. 

„Es ging darum, die Perspektive der Arbeitnehmer mehr zu 
berücksichtigen“, so Horn. Der wirtschaftswissenschaftliche 
Mainstream war damals, in Zeiten der Agenda 2010, klar 
neoliberal ausgerichtet. Für Sebastian Dullien ist zentral, 
dass das IMK die gesamtwirtschaftlichen Auswirkungen 
von Verteilungsfragen im Blick hat. Seit der Finanzkrise 
2008 ist das Institut auch politisch etabliert: Die 
damaligen Konjunkturprogramme der Bundes-
regierung wurden vom IMK angeregt. 

AUS DER STIFTUNG

Menschenwürde schützen
Jedes Jahr finden rund um den Internationalen Tag gegen 
Rassismus am 21. März die „Wochen gegen Rassismus“ statt. 
Vor 30 Jahren etablierten sie sich – einst von den Vereinten 
Nationen initiiert – auch in Deutschland. „Menschenwürde 
schützen“ ist das diesjährige Motto. Der Deutsche Städtetag 
unterstützt die Aktionswochen und ruft auch kleinere Kom-
munen dazu auf, mitzumachen. So werden am 21. März 

„Rundgänge für Demokratie und gegen Rassismus“ stattfinden, 
dazu gibt es zahlreiche andere Veranstaltungen. Auf den Web-
seiten der Städte und Gemeinden finden sich weitere Infos. 
Der DFB ist unter #BewegtGegenRassismus auch dabei.  

#IWgR25, #Menschenwürdeschützen

PODCASTS

Wirtschaft verständlich erklären
Der Volkswirt Henrik Müller analysiert jeden Monat in 
einem Newsletter der Bundeszentrale für politische Bil-
dung (bpb) wirtschaftliche Entwicklungen. Der Newsletter 
ist auch auf der Website der bpb direkt nachzulesen. Beson-
ders erhellend ist der Beitrag über Staatsschulden: Darin 
erklärt Müller die Geschichte der Schulden in Deutschland 
und warum die Schuldenbremse ursprünglich eingeführt 
wurde. Sein zentrales Argument für eine Reform der Schul-
denbremse: Die öffentlichen Investitionen ha-
ben in den vergangenen Jahrzehnten kaum den 
Wertverlust öffentlicher Güter kompensiert. 

FILMTIPP

Schwierig ist es, den Sarg mit Habys Großmutter durch das Treppen-
haus zu bugsieren. Im Plattenbau der Pariser Vorstadt ist es eng, das 
Haus ist heruntergekommen, der Aufzug streikt. Es ist nicht das Ein-
zige, was nicht funktioniert in Ladj Lys Spielfilm „Die Unerwünschten“. 
Haby, die junge Migrantin aus Mali, die gerade ein Praktikum im 
Rathaus macht, sieht jeden Tag mit an, wie ihre Banlieue vor die Hun-
de geht, wo die Bewohner hohe Mieten von wenig Geld zahlen müs-
sen. Und dennoch ist der Ort ihr Zuhause. 

Als nebenan ein maroder Wohnblock gesprengt wird, um dann 
unbezahlbaren Eigentumswohnungen Platz zu machen, kommt es 
zum Zwischenfall: Der Bürgermeister stirbt vor Schreck, als Trümmer 
und Staubwolke die Honoratioren einnebeln. Doch nicht sein schwar-
zer Vertreter Roger tritt nun das Interimsamt an, sondern sein weißer 
Parteikollege, Pierre, ein ausgezeichneter Kinderarzt, aber auch bru-
taler Politikertyp. 

Als es in Habys Wohnblock brennt, sieht Pierre die Chance, auch 
dieses Gebäude abzureißen – und damit dafür zu sorgen, dass die 
ungeliebten Bewohner aus der Gegend verschwinden. Haby tritt kur-
zerhand selbst zur Bürgermeisterwahl an. Unterstützung ist ihr gewiss, 
die Menschen sind froh, eine Alternative zu haben. Aber ihre Gegner 
sind trickreich. Pierre lässt unterdessen das Gebäude aus „Sicherheits-
gründen“ räumen, eine Hundertschaft Polizisten schmeißt die Leute 
aus ihren Wohnungen, die Einrichtung fliegt aus dem Fenster. Manche, 
wie Habys Freund Blaz, sehen nun die Lösung in Gewalt. Blaz überfällt 
Pierres Familie und zündet ihre Wohnung an. 

Sozialer Sprengstoff steht, wie gehabt, auf der To-do-Liste des en-
gagierten Regisseurs. Die Auseinandersetzung zwischen Regierung 
und Ordnungsmacht auf der einen und der verarmten Bevölkerung 
Frankreichs auf der anderen Seite wird drastisch geschildert. Dennoch 
zeigt Ly am Beispiel seiner Hauptfigur Haby, dass Engagement und 
Teilhabe immer möglich sind. 

Von Jürgen Kiontke

Vertreibung aus der Banlieue
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„Die Unerwünschten“. F 2023. Regie: Ladj Ly. Mit Anta Diaw,  
Alexis Manenti. Kinostart: 6. März
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RÄTSEL Im Jahr 1925 stirbt Reichspräsident Friedrich Ebert. Jahrelang hat der 
SPD-Politiker versucht, die krisengeschüttelte Weimarer Demokratie zu stabilisie-
ren. Als sein Vermächtnis entsteht die älteste politische Stiftung Deutschlands. 

Von Guntram Doelfs 
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Rätselfragen
Wer war im zweiten Wahlgang 

der Reichspräsidentenwahlen 

1925 der Konkurrent Hinden-

burgs, neben Ernst Thälmann 

(KPD) als Außenseiter? 

In welchem Jahr wurde die 

Friedrich-Ebert-Stiftung nach 

dem Zweiten Weltkrieg als 

Verein wiedergegründet?

Wie heißt die Stadt am Rhein, 

in der die Friedrich-Ebert-Stif-

tung heute ihre Zentrale hat? 

Alle richtigen Einsendungen, 

die bis zum 28. März 2025 

bei uns eingehen, nehmen  

an einer Auslosung teil.

Preise

1. Preis: Gutschein der  

Büchergilde Gutenberg,  

Wert 100 Euro

2.– 4. Preis: Gutschein der 

Büchergilde Gutenberg,  

Wert 50 Euro

Schicken Sie uns die Lösung:

Hans-Böckler-Stiftung

Redaktion Mitbestimmung 

Georg-Glock-Straße 18 

40474 Düsseldorf 

E-Mail: redaktion@boeckler.de

Auflösung der

Rätselfragen 6/2024

Hopfen, Malz, Hefe und  

Wasser; Friedrich Kaskeline; 

Kulturbrauerei

Den 1. Preis hat Michael Faul-

wasser aus Bodensee gewon-

nen. Je einen 50-Euro-Gut-

schein erhalten Marina Gabel 

aus Greifswald, Andreas 

Schmidt aus Berlin und Heidi 

Scharf aus Fellbach.

D
er Winter hat sich noch nicht ganz verabschie-
det, als Friedrich Ebert am 5. März 1925 auf 
dem Heidelberger Bergfriedhof beigesetzt 

wird. Nach der Aufbahrung des Toten im Reichsprä-
sidentenpalais und den Feiern in Berlin hat die 
Reichsbahn den Toten in seine Geburtsstadt zurück-
gebracht. Die vier Frauen in Trauerflor sind die Wit-
we Louise, die Tochter Amelie sowie Schwägerin und 
Schwiegertochter. Rechts daneben sitzt der älteste 
Sohn Friedrich. Im Hintergrund haben sich Studen-
tenverbindungen und Vertreter des Reichsbanners 
aufgestellt. Angeschnitten am linken Bildrand, ne-
ben Eberts Schwiegersohn, steht der evangelische 
Stadtpfarrer Hermann Maas, der später für die Teil-
nahme an der Beisetzung eines aus der Kirche aus-
getretenen Katholiken gerügt werden wird.

Ebert, ein Sozialdemokrat und Sohn eines 
Schneiders an der Spitze des Staates – das wäre un-
vorstellbar ohne die Revolution vom 9. November 
1918, die am Ende des Ersten Weltkrieges die Mo-
narchie beseitigt. Als Staatsoberhaupt hat Ebert alles 
versucht, um die junge Demokratie zu stabilisieren 
und mäßigend zu wirken. Er muss aber zwischen 
1919 und 1923 mehrere Aufstände von revolutio-
nären Sozialisten und Putschversuche von rechts 
mit Waffengewalt niederschlagen lassen. Sein Tod 
mit 54 Jahren ist die Folge einer Blinddarmentzün-
dung. Ebert ist schon länger angeschlagen. Seit Mo-
naten setzen ihm politische Gegner zu, strengen 
Verleumdungsprozesse gegen ihn an. Am Abend 
des 23. Februar wird er mit starken Schmerzen in 
die Charité eingeliefert und operiert. Überraschend 
stirbt er am Abend des 28. Februar. Sein Tod wird 
zum Menetekel, denn zum Nachfolger wählen die 
Deutschen den Monarchisten Paul von Hindenburg.  

Eberts Vermächtnis ist eine Stiftung, die nach 
ihm benannt wird.  Ihr Zweck ist es damals, „jungen, 
befähigten Proletariern Beihilfen für einen Studi-
engang an staatlich anerkannten Instituten zu ge-
ben“, so das SPD-Jahrbuch von 1926. Das Startkapi-
tal bilden Spenden der Trauergäste. Bis Ende 1931 
werden insgesamt 295 junge Menschen mit rund 
52.000 Reichsmark gefördert, dann sind die Mittel 
der Stiftung wegen der Weltwirtschaftskrise völlig 
erschöpft. Im Jahr 1933 wird die Stiftung von den 
Nationalsozialisten nach ihrer Machtergreifung 
ebenso verboten wie sämtliche übrigen Einrich-
tungen der SPD. 
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tariftreuegesetz. Darüber hinaus 
gibt es viele Anregungen. Und es 
tut gut, ein Magazin auf Papier zu 
lesen. Ich hoffe, das Format bleibt 
noch lange erhalten.“

ZU „PRO & CONTRA: BRAUCHEN 
WIR EIN BUNDESTARIFTREUE-
GESETZ?“ IN AUSGABE 
06/2024:

Appell an die Ehre
Rolf Klotz schreibt auf LinkedIn: 

„Mit hoher Wahrscheinlichkeit 
ist beides richtig. Das Gesetz 
schützt Beschäftigte, und es ver-
ursacht Bürokratie. Warum kann 
der Verband der Familienunter-
nehmen nicht einfach eine ver-
bindliche Ehrenerklärung zur 
Einhaltung entsprechender Tarif-
regelungen abgeben? Wenn an-
dere folgen, ist die Bürokratie 
vermieden, und die Beschäftigten 
sind geschützt. Voraussetzung ist 
natürlich, dass Verstöße im Ver-
band strikt sanktioniert werden.“

ZU AUSGABE 06/2024  
„AUFBRUCH UND UMBRUCH“

Papier tut gut
Birte Knäpper, Referentin für  
Öffentlichkeitsarbeit bei Verdi, 
schreibt per E-Mail:

„Zurück im Büro, liegt die neue 
Mitbestimmung bei mir auf dem 
Tisch. Habt vielen Dank dafür, 
ich lese sie nach wie vor sehr gern! 
Es sind immer wieder auch unse-
re Themen enthalten, wie jetzt 
das Pro und Contra zum Bundes-

Gesetz ist nötig 
Robert Yates auf LinkedIn: 

„Wir brauchen dringend ein 
Bundestariftreuegesetz, damit 
unser Steuergeld nur an Betriebe 
geht, die ihre Mitarbeiter nach 
Tarif bezahlen. Sie benötigen 
dann weniger staatliche Unter-
stützung,“ 

ZUM „RÄTSELHAFTEN FUND-
STÜCK: DER BIERBOYKOTT“ IN 
AUSGABE 06/2024

Inspirierender Text
Kerstin Herzog schreibt auf 
LinkedIn:

„Ich finde es immer wieder inspi-
rierend, in welcher Form sich 
Arbeitskämpfe und soziale Pro-
teste ausdrücken und welche 
Kipppunkte sich identifizieren 
lassen, wenn sich die erlebte Un-
gerechtigkeit als kollektives Han-
deln ausdrückt. Danke Hans-
Böckler-Stiftung.“

BRIEFE, E-MAILS 
UND MEINUNGEN

ZUM ARTIKEL „BÖRSE FÜR 
ALLE“ IN AUSGABE 06/2024

 Attac nicht erwähnt
Holger Oppenhäuser vom Attac-
Bundesbüro schreibt per E-Mail:

Attac hat die Studie von Thomas 
Höhne zusammen mit der Otto 
Brenner Stiftung redaktionell be-
treut und herausgebracht, wird 
allerdings gar nicht erwähnt. Das 
ist für uns insofern problema-
tisch, als die ursprüngliche Idee 
zu dem Projekt von uns kam und 
vor allem weil in solchen Koope-
rationen viele Ressourcen ste-
cken, die verpuffen, wenn das 
öffentlich gar nicht wahrgenom-
men wird.

Und Ihre Meinung?
Sie haben sich so richtig 
geärgert über einen Beitrag oder 
fanden eine Reportage ganz toll? 
Schreiben Sie uns!
redaktion@boeckler.de
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FEEDBACK

IN DER NÄCHSTEN AUSGABE …

Gibt es in Ihrem Betrieb etwas, über das wir einmal berichten sollten? 
Etwas, das richtig gut läuft, oder etwas, über das Sie sich ärgern? 
Vermissen Sie ein Thema im Magazin? 

Dann schreiben Sie uns oder rufen Sie uns an.

Ob Bürgergeld, Rente oder Gesundheitsversorgung – die Finanzierung 
der sozialen Sicherungssysteme ist ein Dauerbrenner. Auch die nächs-
te Regierung wird sich höchstwahrscheinlich mit diesen Fragen be-
schäftigen. Dabei befürchten Betriebsräte schon heute, dass es zukünf-
tig eher weniger Geld für Soziales geben könnte. Das Wirtschafts- und 
Sozialwissenschaftliche Institut (WSI) der Hans-Böckler-Stiftung 
nimmt regelmäßig Mythen zu Themen wie Rente und Bürgergeld 
auseinander. Studien aus der Forschungsförderung haben sich mit 
den Stärken und Schwächen unseres Gesundheitssystems befasst. Wie 
gut sind unsere sozialen Sicherungssysteme aufgestellt? Was muss sich 
verbessern, und wie wichtig sind sie für eine stabile demokratische 
Gesellschaft? Diesen und anderen Fragen wollen wir in der kommen-
den Ausgabe nachgehen. 

02 11/77 78-147
redaktion@boeckler.de
magazin-mitbestimmung.de
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Das Klassenfoto, die klassische 
Erinnerung an die gemeinsame 
Schulzeit, wie wir es alle kennen, 

das mache ich. Als Schulfotografin arbeite ich 
immer an einem anderen Ort. Mein Einsatz-
gebiet reicht im Norden bis Flensburg, süd-
lich bis Osnabrück und östlich bis Hannover. 
In diesem Umkreis fotografiere ich von Kin-
dergärten mit vier Gruppen bis zu Schulzen-
tren mit 60 Klassen. Vor meiner Kamera ste-
hen Menschen aus verschiedenen sozialen 
Milieus, was mich jeden Tag neu herausfor-
dert. Neben dem klassischen Klassenfoto 
fotografiere ich die Schülerinnen und Schü-
ler einzeln. Die Porträts nutzen sie für Bus-, 
Mensa- oder Schülerausweise. 

Pro Klasse plane ich eine halbe Stunde 
für Gruppen- und Einzelfotos. Nach der Be-
grüßung stelle ich das Gruppenfoto. Dann 
heißt es viermal lächeln. Anschließend notie-
re ich, wer wo steht. Nach zehn Minuten 
folgen die Porträts. Die Dokumentation der 
Namen ist wichtig, damit jeder drei Tage spä-

HAMBURG
UND UMKREIS 

VON 150 BIS 
200 KM

ter die eigenen Fotos im Onlineportal sehen 
kann. Damit mein Arbeitstag gut funktioniert, 
muss ich mich mit den Schulen im Vorfeld 
gut absprechen. Ist jemand eine Stunde vor 
Schulbeginn vor Ort? Ist der Raum für meine 
Arbeit geeignet? Muss ich noch Stühle und 
Tische ausräumen? In einer Stunde muss 
mein mobiles Studio stehen. 

Nach 25 Jahren kann ich oft morgens um 
acht Uhr schon einschätzen, wie die Stim-
mung ist und wie mein Arbeitstag laufen wird. 
Obwohl ich meist unter Zeitdruck arbeite, es 
immer wieder laut zugeht, macht mir die Ar-
beit Spaß. Siebte und achte Klassen sind in 
fast jeder Schule die größte Herausforderung: 
Die Pubertät schlägt voll zu, und Eitelkeiten, 
Machogehabe und Unsicherheiten füllen den 
Raum und fordern meine ganze Erfahrung. 
Hier möchte ich mit Lehrkräften nicht tau-
schen. Aber ich lasse mich gerne auf jede neue 
Klasse ein, und wenn ich Jugendliche für den 
entscheidenden Fotomoment gewinne, ist das 
einfach schön.“ 

Kirsten Haarmann (55) lebt in Hamburg.

Von Werner Bachmeier
Foto Werner Bachmeier
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GLEICHSTELLUNGSFORUM 2025

ZEIT FÜR WEITERBILDUNG
Um sich weiterbilden zu können, brauchen Beschäftigte Zeit. 
Dies gilt insbesondere für Beschäftigte mit Sorgeverpflich-
tungen – und damit vor allem für Frauen, die bei betriebli-
chen Weiterbildungen noch immer häufig das Nachsehen 
haben. Obwohl der rechtliche Rahmen in den letzten Jahren 
angepasst wurde und die Akteure der betrieblichen Mitbe-
stimmung Rechte und Fördermöglichkeiten haben, fehlt es 
im Betrieb oft an Durchsetzungskraft und Zeit. 

Darüber diskutieren auf dem Gleichstellungsforum unter 
anderem Daniel Ulber, Professor an der Universität Trier 
und am Institut für Arbeitsrecht und Arbeitsbeziehungen in 
der Europäischen Union, und Stefanie Gerold von der Bran-
denburgisch Technischen Universität Cottbus-Senftenberg. 
Außerdem stellt das WSI seinen Gleichstellungsreport 2025 
vor. Alle Räumlichkeiten sind barrierefrei zugänglich. Kinder-
betreuung wird bei Bedarf angeboten.

Kontakt: René Braun, veranstaltungen@boeckler.de

25. FEBRUAR, 13:30 UHR, BIS 26. FEBRUAR 2025, 
13:00 UHR, COLOSSEUM EVENTLOCATION BERLIN



Fachlich geprüftes Lehrmaterial ab Klasse 9

Böckler Schule bietet Unterrichtseinheiten für ein bis zwei Doppel-
stunden zu Themen wie Mitbestimmung und Tarifpolitik. Ganz neu  
ist eine digitale Unterrichtseinheit zum Tarifvertrag. Außerdem gibt  
es Erklärfilme zu den Themen Betriebsrat, Aufsichtsrat, Tarifvertrag, 
Tarifverhandlungen und Streik sowie eine Vielzahl an Infografiken  
für den Unterricht – nach Lehrplanthemen abrufbar.

MATERIALIEN

FÜR EINEN GUTEN

UNTERRICHT

BOECKLER-SCHULE.DE
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